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Erlässe der Magistralsdirektion.
1. Gast - und Schankgewerbe , Sperre unbefugter

Betriebe.

M .D . 6510/28 . Wien,  am 7. Dezember 1928.
(An die M .Abt . 53, an alle magistratischen Bezirksämter

und an die Expositur Stadlau .)
Die Genossenschaft der Kaffeesieder in Wien hat dar¬

über Beschwerde geführt , daß bei unbefugten Gewcrbeaus-
übungen trotz Verhängung von Geldstrafen die unbefugte
Gcwerbcausübung weiter fortbesteht , und beantragt , daß
schon bei der ersten Anzeige bei Zutreffen der unbefugten
Ausübung gemäß 8 152 der Gewerbeordnung die Lokal¬
sperre verhängt werde , beziehungsweise bei Gefrorncnsalons
mit der zwangsweisen Räumung der ausgestellten Tische
und Sessel vorgegangen werden soll . Da die Beschwerde,
daß trotz wiederholter Bestrafungen der unbefugte Betrieb
fortgeführt wird , in vielen Fällen begründet ist, werden
die magistratischen Bezirksämter angewiesen , in Hinkunft

bei unbefugter Ausübung von Gast - und Schankgewerbe¬
betrieben sofort nach Rechtskraft des ersten Straferkennt¬
nisses mit der Anwendung entsprechender Zwangsmittel
gemäß 8 152 der Gewerbeordnung , insbesondere der Sperre
des ohne Konzession crösfnctcn Betriebes vorzugchcn.

Allfälligc Berufungen sind bei ihrer Vorlage an die
Berufungsinstanz in auffallender Art als „dringlich mit
Rücksicht auf die beabsichtigte Sperre " zu bezeichnen.

Hinsichtlich der Anwendung der Zwangsmittel nach
8 152 der Gewerbeordnung wird auf den Erlaß der M .Abt . 53
vom 20. Oktober 1928, M .Abt . 53/9701/27 , verwiesen.

2 . Schäden an Gemcindegut , Anmeldepflicht.

M .D . 6654/28 . Wien,  am 11. Dezember 1928.

(An alle Aemler , Anstalten und Betriebe mit Ausnahme
des Kontrollamtes .)

Die MagistratSdircktion hat schon wiederholt die städti¬
schen Aemter , Anstalten und Betriebe beauftragt , alle
Schäden an Gemeindeeigentum , gleichgültig , auf welche
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Ursachen sie zurückzufühlen sind, sofort schriftlich  der
Magistratsdirektion anzuzeigen.

In letzter Zeit ist es abermals vorgckommen, daß ein¬
zelne Anstaltsleitungen Schäden durch Einbruchsdiebstähle
und Brandschäden gar nicht oder sehr verspätet angezeigt
haben.

Es werden daher die Erlässe der Magistratsdirektion
vom 8. April 1921, M .D . 2032/21 , vom 14. Juli 1921,
M .D . 4436/21 , vom 11. Oktober 1921, M .D . 6125/21 , und
vom 8. September 1922, M .D ./K 749/22 , allen städtischen
Aemtern , Anstalten und Betrieben zur genauen Darnach-
achtung mit dem Bemerken in Erinnerung gebracht, daß
bet fortdauernder Nichtbeachtung dieser Anordnungen die
schuldtragenden Beamten zur Verantwortung gezogen
werden.

Bei dieser Gelegenheit wird darauf aufmerksam gemacht,
daß im .Sinne des Rundschreibens der M .Abt . 49 vom
16. Februar 1927, M .Abt . 49/1393/27 , an alle städtischen
Amtsstellcn sämtliche Brandschadensfälle auch der M .Abt . 49
zu Evidenzzwecken anzuzeige » sind.

3 . Angestelltenversicherung , Strafamtshandlungen.
M .D . 8406/28 . Wien,  am 12. Dezember 1928.

(An alle magistratischen Bezirksämter und die Expositur
Stadlau .)

Eine Versicherungskasse hat darüber Beschwerde geführt,
daß von einzelnen magistratischen Bezirksämtern die Straf-
amtshandlungcn wegen Ucbertretung des Angcstclllenver-
sicherungsgesetzcs (B .G .Bl . Nr . 232/28 ) nicht in Ucberein-
stimmung mit den einschlägiger! gesetzlichen Bestimmungen
durchgeführt werden . So wurde bemängelt , daß Personen,
die gegen die Meldevorschriften des 8 89 des Angestellten¬
versicherungsgesetzes verstoßen , nicht wegen Ucbertretung
dieser Gesetzesstellc , sondern wegen Uebertretung des 8 31
des Krankenversicherungsgesctzes bestraft werden , ferner daß
die Strafbeträge den verschiedensten Stellen zugesprochen
wurden , obwohl 8 106, Absatz 2, des Angcstelltenversiche-
rungsgcsctzes bestimmt , daß die Geldstrafen in den Unter¬
stützungsfonds der Träger der Krankenversicherung fließen.

Die magistratischen Bezirksämter werden angewiesen,
sich bei Ucbertretungcn des Angestelltenversicherungsgesetzes
die Bestimmungen des Gesetzes, insbesondere die 88 101
bis 106 gcnauestcns vor Augen zu halten . Die Ueber-
tretungen , die hauptsächlich  in Betracht kommen, sind:

1. Unterlassung oder Verspätung der An - oder Ab¬
meldung eines Angestellten : Ucbertretung des Z 89, Ab¬
satz 1, strafbar nach s 102, Absatz 1, des Angestelltenver-
sicherungsgesetzcs (Geldstrafen bis 100 8 , allenfalls Arrest
bis zu zwei Wochen).

Unwahre Angaben in den Meldungen : Ucbertretung
des 8 89, Absatz 1, strafbar nach Z 101, Absatz 1, des
Angestelltenversicherungsgesetzcs (Geldstrafen bis 1000 8,
allenfalls Arrest bis zu drei Monaten ).

2 . Unterlassung oder Verspätung der Anzeige eines
Dienstunfalles , der eine mehr als dreitägige Berufsunfähig¬
keit zur Folge hat : Ucbertretung des 8 89, Absatz 2, straf¬
bar nach § 102, Absatz 1, des Angestelltenversicherungs¬
gesetzes (Geldstrafen bis 100 8 , allenfalls Arrest bis zu
zwei Wochen).

Unwahre Angaben in den Meldungen : Uebertretung
des 8 89, Absatz 1, strafbar nach 8 101, Absatz 1, des
Angestelltenversichcrungsgesetzes (Geldstrafen bis 1000 8,
allenfalls Arrest bis zu drei Monaten ).

3 . Verweigerung von Auskünften über die für das
Versicherungsverhältnis maßgebenden Umstände ; Verweige¬

rung der Einsicht in die Auszeichnungen , die zur Klar¬
stellung der für die Versicherung maßgebenden Verhältnisse
dienlich sind : Uebertretung des 8 92, strafbar nach 8 102,
Absatz 2, des Angestelltenvcrsicherungsgesetzes (Geldstrafen
bis 100 8 , allenfalls Arrest bis zu zwei Wochen).

Unwahre Auskünfte : Uebertretung des 8 92, strafbar
nach 8 101, Absatz 1, des Angestelltenversicherungsgesetzes
(Geldstrafen bis 1000 8, allenfalls Arrest bis zu drei
Monaten ).

4. Abfuhr der Beiträge von zu geringen Beitrags-
grundlagen : Uebertretung des 8 113, Absatz 1, strafbar nach
8 104, Absatz 1, des Angestelltenversicherungsgesetzes (Geld¬
strafen bis 100 8, allenfalls Arrest bis zu zwei Wochen).

5. Vorsätzliche Anrechnung zu hoher Abzüge bei der
Gehaltszahlung : Uebertretung des 8 116, strafbar nach 8 104,
Absatz 2, des Angcstelltenversicherungsgcsctzcs (Geldstrafen
bis 1000 8, allenfalls Arrest bis zu drei Monaten ).

6. Vereinbarungen zum Nachteil des Versicherten:
Uebertretung des 8 144, strafbar nach 8 104, Absatz 2, des
Angestelltenversicherungsgesctzes - (Geldstrafen bis 1000 8,
allenfalls Arrest bis zu drei Monaten ).

Die eingchobenen Strafbeträge sind zur Gänze  an
den Vcrsicherungsträgcr abzuführen , der im einzelnen Falle
zuständig ist.

4 . Pfnscherwcsen , Bekämpfung , Geheimhaltung der
Anzeiger.

M .D . 8694/28 . Wien,  am 13. Dezember 1928.

(An alle magistratischen Bezirksämter und die Expositur
Stadlau .)

Der Wiener Gewerbe -Genosscnschasts -Vcrband hat mit-
gcteilt , daß verschiedene Genossenschaften darüber Beschwerde
führen , daß bei Anzeigen in Pfuschcrangclcgenhcitcn die
magistratischen Bezirksämter die Namen der Anzeiger dem
Angezcigten zur Kenntnis bringen.

Von Privatpersonen erstattete Strafanzeigen , von
deren Mitteilung an den Beschuldigten für den Anzeiger
ein Nachteil zu besorgen ist, sind als vertraulich zu be¬
handeln und von der Parteieinsicht unbedingt auszuschließen
(vergl . Erlaß des Handelsministeriums vom 10. Juni 1910,
Z . 17303).

Die Verpflichtung zur Geheimhaltung , des Anzeigers
ergibt sich auch aus 8 17, Absatz 2, A.V.G ., wonach Schrift¬
stücke von der Akteneinsicht ausgenommen sind, deren Ein¬
sichtnahme durch die Parteien eine Schädigung berechtigter
Interessen einer Partei oder dritter Personen  oder
eine Gefährdung der Aufgaben der Behörde hcrbciführen
oder den Zweck des Verfahrens beeinträchtigen würden.

5 . Augenscheine , Beiziehung von städtischen Amts¬
ärzten.

M .D . 8647/28 . Wien,  am 13. Dezember 1928.
(An alle Magistratsabteilungen , an alle magistratischen

Bezirksämter und an die Expositur Stadlau .)
Mit Erlaß der Magistratsdirektion vom 10. August

1922, M .D . 4973/22 , wurde verfügt , daß die städtischen
Amtsärzte zu Kommissionen in der Zeit zwischen 9 und
10 Uhr und 15 bis 16 Uhr nicht einzuladen sind, weil sic
während dieser Stunden verpflichtet sind, im Amte an¬
wesend zu sein und ihre Abwesenheit den Parteienvcrkehr,
der sich in den Gesundheitsamtsabteilungen vornehmlich in
diesen Zeiträumen abspiclt , empfindlich stört.

Wie mitgetetlt wurde , wird diese Weisung von den
Amtsstellen bei Ausschreibung von Kommissionen vielfach
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nicht beachtet. Es wird daher obiger Erlaß zur genaueil
Tarnachachtung in Erinnerung gebracht.

t>. Rechnungsabschluß , Bermcidung schwebender Posten.

M .D ./K 389/28 . Wien,  am 20. Dezember 1928.

(An alle Aemter , Anstalten und Betriebe mit Ausnahme
des Kontrollamles .)

Anläßlich des Jahresschlusses werden über Anregung
des Kontrollamtcs folgende Weisungen erteilt:

Die Bctricbsbuchhaltungen haben die schließlichen Be¬
stände der Betriebskasscn per 31 . Dezember (Bargeld , Post¬
sparkassen- und Bankguthaben , Valuten und Schecks usw .)
sofort  nach ihrer endgültigen Feststellung an die Zentral-
rechnungsabtcilung durchführungswcise zu übergeben.

Die Dienststellen , welche die Verlagsabrechnung an die
Jachrechnungsabteilung VI leiten , haben ihre Verlage mit
31. Dezember  abzurcchnen und am darauffolgenden
Werktage die etatmäßige Verrechnung der bis zu diesem
Zeitpunkte vollzogenen Ausgaben im Wege der Fachrech-
nungsabtcilung VI zu veranlaßen . Ebenso sind die bei den
anderen Fachrechnungsabteilungen oder bei den Betriebs-
bnchhaltnngcn zur Abrechnung gelangenden Verläge von
diesen Stellen derart abzurcchnen , daß am 31. Dezember
der Verlag auf seine volle Höhe ergänzt wird . In gleicher
Weise sind alle Taxmarkenverläge mit 31. Dezember
auf den vollen Markcnstand zu ergänzen . Die Fachrechnungs¬
abteilung VI hat die bei ihr abgerechneten Verläge mit den
schließlichen Beständen sofort  nach ihrer endgültigen Fest¬
stellung und die übrigen Verläge in ihrer vollen Höhe
rechnungsmäßig an die städtische Hauptkasse abzuführen und
deren rechnungsmäßige Wiederbeansgabung am 2. Jänner
zu veranlassen.

Um die Ausweisung von schwebenden Posten im
Rechnungsabschlüsse nach Möglichkeit einzuschränken, sind i n
der Zeit vom 24. bis 31. Dezember  die Geldabfuhren
der Betriebe und der betriebsmäßig geführten Verwaltungs¬
zweige nur in barem  unmittelbar an die städtische Haupt¬
kasse (Panzerzimmer 1), in keinem Falle aber durch die
Postsparkasse oder Länderbank zu leisten . Ausgenommen
hievon sind die auswärtigen Betriebskassen , welche die etwa
notwendigen Abfuhren auf ihr eigenes Postsparkassenkonto
zn leisten haben . Geldverläge sind derart rechtzeitig anzu¬
sprechen und zu überweisen , daß sie bis längstens
31 . Dezember  bei der anfordcrnden Stelle eintrcffen.

Fällt in einem Verwaltungsjahre der 3V. oder der
81. Dezember auf einen Sonntag , so sind selbstverständlich
die vorgenannten Termine um einen Tag vorzuverlegen.

7 . Gcmeindewache , Uebersiedlung des Kommandos.

M .D . 9144/28 . Wien,  am 27. Dezember 1928.

(An alle Aemter , Anstalten und Betriebe mit Ausnahme
des Kontrollamtcs .)

Das Kommando der Gemeindcwache befindet sich vom
28. Dezember 1928 angefangen in der neuen Kaserne VI.
Mollardgaffe 6/8 (Telephonnummcrn V 33-3-58 ' und
V 33-3-59).

Anforderungen um Beistellnng von Wachen oder Assi¬
stenzen sind an das Kommando unter der obigen Adresse
zu richten . Bei diesem Anlasse wird darauf aufmerksam
gemacht, daß Anforderungen nur an das Kommando der
Gcmeindewache und nicht auch an die Abtcilungskommande»
zu richten sind.

8 . Magistratische Bezirksämter , Journaldienst.

M .D . 6967/28 . Wien,  am 29. Dezember 1928.

(An alle magistratischen Bezirksämter und die Expositur
Stadlau .)

Die Instruktion für den Journaldienst (Normalienblatt
Nr . 61 aus 1906) enthält die Bestimmung , daß der Journal¬
dienst an Werktagen in den magistratischen Bezirksämtern
von einem rechtskundigen Beamten , einem Kanzleibeamten
und einem Diener zu versehen ist.

Nach den gemachten Erfahrungen kann von der Heran¬
ziehung eines Kanzleibeamten zum Journaldienst in aller
Regel ohne Nachteil abgesehen und der Kanzleibeamte zweck¬
mäßiger während der normalen Amtsstunden verwendet
werden.

Es wird daher angeordnet , daß der Journaldienst an
Werktagen in den magistratischen Bezirksämtern in Hinkunft
von einem rechtskundigen Beamten oder einem Beamten
des mittleren Verwaltungsdienstes und von einem Amts¬
gehilfen zu versehen ist. Nur wo besondere Verhältnisse dies
notwendig machen, ist auf die Dauer des Bedarfes auch
ein Kanzleibeamter vom Bezirksamtsleiter zum Journal¬
dienste heranzuziehen.

Alle übrigen den Journaldienst in den magistratischen
Bezirksämtern betreffenden Bestimmungen , namentlich die
Verfügung der Magistratsdirektion vom 26. Dezember 1923,
M .D . 7677/23 , daß alle den Journaldienst versehenden An¬
gestellten gleichartig nach Anordnung des Bezirksamtsleiters
von 8 bis 11 und von 14 bis 18 Uhr oder von 11 bis
18 Uhr Dienst zu machen haben , bleiben aufrecht.

9 . Altmaterialgebarung , Zuständigkeit.

M .D ./K 417/28 . Wien,  am 31. Dezember 1928.

(An alle Aemter , Anstalten und Betriebe mit Ausnahme
des Kontrollamtcs .)

Obwohl nach der Geschäftseinteilung für den Magistrat
der Stadt Wien das städtische Wirtschaftsamt als Zentral¬
stelle für Sachgüterverwcrtung allein zuständig ist, über alle
in städtischen Objekten befindlichen Sachgüter , die außer
Verwendung stehen, nicht entsprechend ausgenützt werden
oder gebrauchsunfähig sind, zu verfügen und sie entsprechend
zu verwerten , kommt es doch vor , daß Altmaterial von ein¬
zelnen Dienststellen direkt abverkauft wird , angeblich weil sie
in der Lage sind, bessere Preise als das städtische Wirt-
schaftSamt zu erzielen.

Dieser Vorgang ist jedoch unstatthaft und unter allen
Umständen zu unterlassen . Abgesehen davon , daß es Pflicht
jeder städtischen Dienststelle ist, das Wirtschaftsamt auf eine
günstigere Verkanfsmöglichkcit aufmerksam zu machen, bietet
die Zentralisierung der Altmatcrialgebarung nicht nur eine
sichere Gewähr für die Angemessenheit der erzielten Preise
und eine schärfere Kontrolle der Gebarung , sondern auch
die einzige Möglichkeit , Material , das von einer Dienststelle
als unbrauchbar zum Abvcrkauf vorgeschlagen .wird , bei
einer anderen städtischen Stelle wieder zu verwenden , ein
Vorteil , der oft den „günstigen " Verkaufspreis beträchtlich
aufwiegt.

Es werden daher über Anregung des Kontrollamtcs
sämtliche städtischen Aemter , Anstalten und Betriebe an¬
gewiesen, in Hinkunft den Aboerkauf oder die sonstige Ver¬
wertung von Altmaterial ausschließlich  durch das
städtische Wirtschaftsamt durchführen zu lassen.
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10 . Baugesuche , Mängel.

M .D . 8679/28 . Wien,  am 3. Jänner 1929.

(An dit M .Abt . 15 a , 15 b, 16. 22, 23, 26, 16 und 56,
an die magistratischen Bezirksämter für den X . bis XIX.
und XXI . Bezirk , an die Exposttur Stadlau , an die Stadt-
bauamtsabteilungen für den X . bis XIX . und XXI . Bezirk

und an die Stadtbauamtsdirektion .)

Nach tz 17 der Bauordnung für Wien hat der Bau¬
werber mit dem Bauansuchen auch den Nachweis seines
Eigentumsrechtes auf den Baugrund oder die Zustimmung
des Grundeigentümers zu erbringen . Zu diesem Zwecke ist
dem Gesuch ein Grundbuchsauszug anzuschließcn . Aus
diesem müssen aber neben dem Eigentumsnachweis auch
etwaige zugunsten der Gemeinde einverleibte Reallastcn , nach
der Bauordnungsnovelle vom 9. Dezember 1927, L.G .Bl.
für Wien Nr . 1 aus 1928, angemerkte öffcntlichrcchtlichc
Verpflichtungen zugunsten der Gemeinde Wien oder eines
Dritten einvcrlcibte Dienstbarkeiten oder eine Bestätigung,
daß keine derartigen Verpflichtungen bestehen, zu ersehen
sein. Die Einverleibung oder Anmerkung der öffentlich-
rechtlichen Verpflichtungen verfolgt ja nicht bloß den Zweck,
jeden Eigentümer auf das Bestehen dieser Verpflichtungen
aufmerksam zu machen, sondern auch eine Evidenz für die
Behörden zu schaffen. Die privatrechtlichen Servituten sind
dagegen für die Baubehörden aus dem Grunde von Be¬
deutung , weil den Personen , deren Rechte durch die Bau¬
führung berührt werden , nach s 14 der Bauordnung für
Wien Parteienstellung zukommt . Es ist nun wiederholt vor¬
gekommen, daß Baugesuche , die mit keinem Grundbuchs¬
auszug belegt waren , in Amtshandlung genommen und erst
nach stattgcfundencr Bauverhandlung Mängel des Verfahrens
offenbar geworden sind, die hätten vermieden werden können,
wenn ein entsprechender Grundbuchsauszug Vorgelegen wäre.
Tie dadurch notwendige Wiederholung der Verhandlung be¬
deutet eine unnötige Belastung der Verwaltung.

Ferner wurde wahrgenommen , daß auch ganz mangel¬
hafte Situationspläne vorgelegt werden . Sie enthalten oft
keine Bezeichnung der Katastralparzcllcn und Einlagezahlen
der zu verbauenden und der angrenzenden Liegenschaften.
So ist es vorgekommcn , daß im Situationsplan eine Bau¬
stelle so dargestellt wurde , wie sie tatsächlich benützt wurde,
während sich erst später herausgcstellt hat , daß eine Teil-
släche der zu verbauenden Liegenschaft gar nicht zum Guts-
bestande der im Eigentum des Bauwcrbers stehenden Liegen¬
schaft gehörte . Wäre vorher eine Grundbuchserhebung vor¬
genommen und dementsprechend der Situationsplan angc-
fcrtigt worden , hätte der Irrtum vermieden werden können.
Ein häufig sich wiederholender Mangel besteht auch darin,
daß die Adressen der Eigentümer der benachbarten Liegen¬
schaften oder desjenigen , der diese Eigentümer vertritt , nicht
angegeben sind. Ferner genügt in den Fällen , bei denen
es sich um die Beurteilung handelt , ob ein bestehendes vor
die Baulinie vorspringcndes Haus ein Verkehrshindernis
bildet , nicht bloß die Einzeichnung der unmittelbar an¬
grenzenden Liegenschaften ; vielmehr hat in diesen Fällen
der Situationspla » alles das zur Darstellung zu bringen , was
zur Beurteilung notwendig ist.

Ein weiterer sich häufig wiederholender Mangel ist
darin gelegen , daß in den Fällen , in denen nach ß 1 der
Bauordnung für Wien die Bekanntgabe der Baulinie vor¬
anzugehen hat , dem Baugesuch der Baulinienplan nicht an¬
geschlossen wird.

Die Aemter werden daher angewiesen , sich strenge an
diese Vorschriften zu halten und keine Bauverhandlung ab-
zvführen , bevor nicht diese Mängel behoben sind.

Ferner werden alle mit der Uebernahme von Bau¬
gesuchen betrauten Amtsstcllen angewiesen , alle Bau¬
ansuchen schon bei Ueberreichung dahin zu überprüfen , ob
ein Grundbuchsauszug beiliegt . Ist dies nicht der Fall , so
ist dem Ueberreicher ein Zwischenbescheid unter Verwendung
der im Drucksortenverlag des gemeinsamen Magistrats¬
expedites unter Nr . 221 erhältlichen Drucksortc gegen Be¬
stätigung auf dem Konzepte zu übergeben , in dem er zur
Ergänzung des Bauansuchens im Sinne des s 13 A .V .G.
aufgefordert wird . Das Konzept bleibt beim Akte. Hiebei
ist es ganz gleichgültig , ob cs sich um Baugesuche für einen
Neu -, Zu - oder Umbau oder für Bauabänderungen handelt.

Auch die Behebung aller übrigen besprochenen oder
sonst sich etwa ergebenden formalen Mängel ist gleichfalls
durch Zwischenbescheide anzuordnen.

Es werden aber auch jene städtischen Aemter und
Stellen angewiesen , die mit der Ausarbeitung und Vorlage
von Bauentwürfen für städtische Objekte betraut sind, zur
Vermeidung mangelhaft belegter Baugcsuchc diese Vor¬
schriften genau zu beachten.

11 . Institut für Krüppclfürsorge , Kreditevidcnzführung.

M .D ./K 426/28 . Wien,  am 4. Jänner 1929.

/An alle Aemter , Anstalten nnd Betriebe mit Ausnahme
des Kontrollamtes .)

Vom 1. Jänner 1929 angefangcn wird im Betriebe
der städtischen Wohlfahrtsanstalten die bisher von der Be¬
triebsbuchhaltung Wohlfahrtsanstalten besorgte Führung der
Kreditevidenzen der Leitung des Institutes für Krüppel¬
fürsorge übertragen.

Von diesem Zeitpunkte an sind die Zahlungsaufträge
sowie die Belastungsanzeigen für Lieferungen und Leistungen
städtischer Aemter , Anstalten und Betriebe für Rechnung des
Institutes für Krüppelfürsorge nicht mehr der Betriebs¬
buchhaltung Wohlfahrtsanstalten zuzusenden , sondern diesem
Institute unmittelbar zu übermitteln.

Im besonderen wird die M .Abt . 40 angewiesen , im
gleichen Sinne die Duplikatfakturen nach den Erlässen der
Magistratsdircktion vom 10. März 1925, M .D ./K 52/25,
und vom 29. Jänner 1927, M .D ./K 235/26 , sowie die Avisi
betreffend Rcgiezuschlagsabhebungen dem erwähnten Institut
direkt zu übermitteln.

Ebenso hat der mit Erlaß der Magistratsdirektion vom
21. März 1928, M .D ./K 140/28 , festgesetzte Vorgang be¬
züglich der Duplikatfaktnren bei technischen Leistungen und
Lieferungen ab 1. Jänner 1929 auch auf das Institut für
Krüppelfürsorge Anwendung zu finden.

Eine Ausnahme bilden die Verrechnungsscheinc und
die Gutschriftsanzcigcn der M .Abt . 44 (Wirtschaftsamt ), die
nach wie vor der M .Abt . 9, Bctricbsbnchhaltung Wohl¬
fahrtsanstalten , zuzusenden sind.

Die Verrechnung des Aufwandes der zentralen Aemter
und der Muhe - und Vcrsorgungsgcnüsse besorgt auch weiter
die M .Abt . 9, Betriebsbuchhaltung Wohlfahrtsanstalten.

Hievon wird mit Bezug auf den Erlaß der Magistrats¬
dircktion vom 29. Dezember 1927, M .D . 9417/27 (abgcdrnckt
im Verordnungsblatt Heft 1/1928 »ntcr Nr . 8), die Mit¬
teilung gemacht.

12 . Burcaueinrichtungcn , Drucksorten und Stampiglien,
Anschaffung.

M .D ./K 2/29 . Wien,  am 17. Jänner 1929.

(An alle Aemter , Anstalten und Betriebe mit Ausnahme
des Kontrollamtes .)
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Es ' wird neuerlich in Erinnerung gebracht, daß die
Bestellung von Bureaumaschinen , Buchhaltungs -, Bureau-
und Kartothekeinrichtungen sowie die Anschaffung von neuen
Drucksortcn oder Stampiglien ausnahmslos  im Wege
des Wirtschaftsamtes unter Verwendung der vorgeschriebene»
Formulare zu erfolgen hat.

Bei Neuanschaffungen ist eine kurze Begründung anzu-
schließen, aus der der bisherige Vorgang , seine wesentlichen
Mängel und die bei Anschaffung voraussichtlich zu erzielenden
Vorteile zu entnehmen sind. Da das Wirtschaftsamt die
vorgcschriebcne Genehmigung der Magistratsdirektion bei
Neuanschaffung der obgcdachten Art selbst  cinholt , hal
jede mündliche Vorspcache zu entfallen.

13 . Giftgesetz und Giftverordnung , Handhabung.

M .D . 400/29 . Wien,  am 18. Jänner 1929.

(An die M .Abt . 12, 13, 42, 43 und 53, an alle magistra¬
tischen Bezirksämter , an die Expositur Stadlau , an die
Gesundheitsamtsabteilungcn sämtlicher magistratischen Be¬
zirksämter und an den Vorstand des Ernährungsdienstes .)

Mit 1. Jänner 1929 ist das Giftgesetz (Bundesgesetz
vom 23. Oktober 1928, B .G .Bl . Nr . 297) und die Gift-
Verordnung (Verordnung des Bundesministcriums für soziale
Verwaltung vom 20. Dezember 1928, B .G .Bl . Nr . 362) in
Kraft getreten.

Hinsichtlich der Durchführung ihrer Bestimmungen wird,
soweit ihre Handhabung in den Wirkungsbereich des Magi¬
strates nnd der magistratischen Bezirksämter fällt , folgendes
verfügt:

1. Zu Z 3 der Giftverordnung : Zyankali , Zyannatrinm
usw . fällt unter die Blausäureverbindungen des Punktes 6.

2. Zu § 5, Absatz 2 der Giftverordnung : Die Aus¬
stellung der amtlichen Nachweise darüber , daß kein mit der
Drogengroßhandlung räumlich zusammenhängendes Detail-
gcschäft geführt wird , obliegt den magistratischen Bezirks¬
ämtern des Betriebsortes.

3. Zu 8 6, Absatz 2 der Giftverordnung nnd 8 2, Ab¬
satz 3 des Giftgesetzes : Die Ausstellung der Bestätigungen für
private wissenschaftliche Institute darüber , daß sie Rauschgifte
zur Erfüllung ihrer Aufgaben bedürfen , obliegt der M .Abt . 13
nach Einholung eines Gutachtens der M .Abt . 12.

Die Vormerkungen über die ausgestellten Bestätigungen
hat die M .Abt . 12 zu führen.

4. Zu 8 7 der Giftverordnung : Zur Entgegennahme
und Weiterleitung der Ansuchen von Arzneipflanzenbauern
an das Bundesministerium für soziale Verwaltung sind die
magistratischen Bezirksämter des Wohnortes der Gesuchstcllcr
berufen , soweit sich die Anbauflächen im Wiener Gemeinde¬
gebiete befinden.

5. Zu 8 8, Absatz 2 der Giftverordnung : Aorzte , Tier¬
ärzte und Zahntechniker sind von der M .Abt . 13 im Wege
ihrer beruflichen Vertretungen auf die Verpflichtung zur Füh¬
rung von Vormerkungen über den Bezug und die Verwen¬
dung von Rauschgiften aufmerksam zu machen.

6. Zu 8 9, Absatz 3 der Giftoerordnung : Die Aus¬
stellung der Bestätigungen über die Berechtigung zum Bezüge
von Rauschgift obliegt der M .Abt . 12 als Evidenzstelle für
Rauschgifte.

7 . Zu 8 10, Absatz 1 der Giftverordnung und 8 3,
Absatz 2 des Giftgesetzes : Die Ausstellung der Bestätigungen
für private wissenschaftliche Institute darüber , daß sie Gifte,
die ausschließlich als Heilmittel oder für wissenschaftliche
Zwecke Verwendung finden , zur Erfüllung ihrer Aufgaben
bedürfen , obliegt der M .Abt . 13 nach Einholung eines Gut-
acbtens dex M .Abt . 12.

Die Vormerkungen über solche Bestätigungen hat die
M .Abt . 12 zu führen.

8. Zu den 88 13, 15 und 16 der Giftverordnung : Gift-
vczugsbewilligungen (Gistbezugsscheine und Giftbezugs¬
lizenzen) dürfen nur für Physische Personen ausgestellt wer¬
den ; zuständig ist das magistratische Bezirksamt des Wohn¬
ortes des Gesuchstcllers.

Auch auf den Giftbezugsscheinen ist die Gültigkeits¬
dauer zu vermerken (8 16, Absatz 3 der Gistverordnung ).

Die Revision der Akten und die Unterfertigung der
Giftbczugsbcwilligungcn ist nach dem Erlaffe der Magistrats¬
direktion vom 26. September 1912, M .D . 2234/12 , den Be¬
zirksamtsleitern Vorbehalten.

Nach 8 5, Absatz 2 des Giftgesetzes sind Berufungen
gegen die Verweigerung von Giftbezugsbcwilligungen im
Wege der M .Abt . 13 dem Landeshauptmanne zur endgültigen
Entscheidung vorzulegen.

9. Zu 8 19 der Gistverordnung : Hinsichtlich der Bestä¬
tigungen an private wissenschaftliche Institute für Gifte des
8 3 der Gistverordnung gilt das zu 8 6, Absatz 2 der Gift¬
verordnung über die Rauschgifte Gesagte.

10. Zu 8 21 der Gistverordnung : Diese Bestimmungen
wollen besagen, daß die im 8 4 der Gistverordnung ange¬
führten gifthältigen Stoffe nicht Gifte im Sinne des 8 15,
Punkt 14 der Gewerbeordnung sind, keinen Verkehrsbeschrän¬
kungen — natürlich nur im Sinne der Gistverordnung —
unterliegen , an keine Giftbezugsbcwilligung gebunden sind und
auch nicht im Giftvormerkbuch eingetragen werden müssen.
Damit ist aber noch nicht gesagt, daß diese Stoffe ausnahms¬
los den Gegenstand eines freien Gewerbes bilden . Es ist
vielmehr in jedem einzelnen Falle vom Standpunkte der
Gewerbeordnung zu entscheiden, ob ein solcher Stoff nicht
unter den Begriff der zur arzneilichen - Verwendung bestimm¬
ten Stoffe und Präparate fällt , in welchem Fall seine Her¬
stellung oder sein Verkauf an eine Konzession nach 8 15,
Punkt 14 der Gewerbeordnung gebunden ist, oder ob er nicht
etwa unter einen anderen Punkt des 8 15 der Gewerbe¬
ordnung oder unter eine auf Grund des 8 24 der Gewerbe¬
ordnung erlassene Ministerialverordnung fällt ; erst wenn
dies nicht der Fall ist, wird man die Erzeugung oder den
Verkauf solcher Stoffe als freies Gewerbe erklären können,
wobei natürlich wieder zu prüfen ist, ob der Handel nicht
unter 8 38, Absatz 4 der Gewerbeordnung fällt und daher
nach 8 13a der Gewerbeordnung an einen Befähigungs¬
nachweis geknüpft ist.

11. Zu den 88 22 und 23, Absatz 4 der Gistverordnung:
Bei Verleihung einer Konzession zur Darstellung oder zum
Verkaufe von Giften oder einer anderen Konzession, bei deren
Ausübung Gifte , giftige Pflanzen oder giftige Pflanzenteile
Verwendung finden , wird nach 8 23, Absatz 5 der Gewerbe¬
ordnung darauf zu achten sein, ob die hiefür in Aussicht
genommenen Räume den Bestimmungen der 88 22 und 23,
Absatz 4 der Gistverordnung entsprechen. Ist dies nicht der
Fall , so ist die Konzession auf Grund des 8 23, Absatz 5
der Gewerbeordnung zu verweigern . Bei freien und hand¬
werksmäßigen Gewerben bietet der 8 74 der Gewerbeordnung
die Handhabe , die zum Schutze der Arbeiter erforderlichen
Aufträge zu erteilen.

12. Zu 8 36 der Gistverordnung : Zur Vormerkung
über die ausgestellten Giftbezugsbewillbgungen ist die bis-
berige Drucksorte weiter zu verwenden.

Wie sich aus Absatz 3 ergibt , sind in das nach Absatz 1
zu führende Verzeichnis der Konzessionen nicht alle Konzes¬
sionen gemäß 8 15, Punkt 14 der Gewerbeordnung auf¬
zunehmen , sondern nur jene , die zur Darstellung oder zum
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Verkauf von Giften  berechtigen . Hiebei sind die den magi¬
stratischen Bezirksämtern von der M .Abt . 12 am 13. April
1928 unter Z . 6445/28 übermittelten Verzeichnisse zu ver¬
wenden . Die mit 31 . Oktober 1929 abzuschließenden Ver¬
zeichnisse sind bis 10. November 1929 der M .Abt . 53 vor¬
zulegen.

Die Aenderungen des Verzeichnisses sind künftig mit
dem Stichtag vom 31. Oktober der M .Abt . 53 bis 10. No¬
vember jedes Jahres bekanntzugeben.

13. Zu § 37 der Giftverordnung : Die Beaufsichtigung
der Betriebe , in denen Gift dargestellt , verarbeitet , aufbe¬
wahrt , feilgehalten oder abgegeben wird , obliegt , soweit cs
sich nm Rauschgifte handelt , der M .Abt . 12, soweit andere
Gifte in Betracht kommen, den magistratischen Bezirks¬
ämtern (Gesundheitsamtsabteilungen ).

14. Zn K 39 der Giftverordnung : Alle Nachweisungen
über Rauschgifte sind der M .Abt . 12 unmittelbar abzutreten.

15. Zu 8 41 der Giftverordnung : Ansuchen im Sinne
dieses Paragraphen sind an die M .Abt . 13 zur weiteren
Amtshandlung abzntreten.

16. Zu 8 43 der Giftverordnung und den 8ß 9 und 10
des Gtftgesetzes : In der vierten Zeile des 8 43 hat es statt
„8 36, Absatz 2 bis 4" richtig zu heißen : „8 36, Absatz 3
und 4" . Laut Mitteilung des Bundesministeriums für soziale
Verwaltung liegt hier ein Druckfehler vor.

Da nach 8 9 des Giftgesetzes nun die Bestimmungen
des Strafgesetzes über den unbefugten Gifthandel (88 361
bis 371) aufgehoben sind, unterliegen einer strasgerichtlichen
Ahndung nach dem neuen 8 361 des Strafgesetzes nur mehr
die dort aufgezählten Fälle des Verschaffens eines Rausch¬
giftes . Der unbefugte Handel mit anderen Giften als Rausch¬
giften ist, sofern nicht die Bestimmungen des Apothekcn-
gesetzes Anwendung finden , von der Gewerbebehörde nach
8 132, lit . s. der Gewerbeordnung zu bestrafen.

Uebertretungen des Giftgesetzes und der Giftverordnung
werden von der Bundespolizeibehörde bestraft . Handelt es
sich um Rauschgifte , so ist die Anzeige im Sinne des Er¬
lasses der Magistratsdirektion vom 18. April 1928,
M .D . 2270/28 , vor ihrer Weiterleitung an die zur Ahndung
zuständige Stelle (Gericht , Polizei ) mittels „vicksat " der
M .Abt . 12 (Spezialreferat zur Bekämpfung der Rauschgift-
scnche) zu übermitteln.

14 . Armenrechtszeugnisse , Ausfertigung.
M .D . 390/29 . Wien,  am 18. Jänner 1929.

(An die M .Abt . 8, an alle magistratischen Bezirksämter und
die Expositur Stadlau .)

Mit Rücksicht auf die gemachten Erfahrungen und im
Interesse der Geschäftsvereinfachung wird verfügt , daß die
mit dem Erlaffe der Magistratsdirektion vom 17. Dezember
1925, M .D . 9281/25 (vcrlautbart im Verordnungsblatt 1/1926
unter Z . 1), angeordnete Rückbehaltung einer Abschrift aus¬
gestellter Armenrechtszeugniffe beim Akte in Hinkunft zu
entfallen hat.

15 . Feuerwehr der Stadt Wien , Ueberwachungsdienst
in Vergnügungsstätten , Aenderung der Geschäfts¬

einteilung.
M .D . 9145/28 . Wien,  am 23. Jänner 1929.

(An alle Aemter , Anstalten und Betriebe mit Ausnahme des
Kontrollamtes .)

Der Bürgermeister hat mit Genehmigung des Stadt¬
senates vom 8. Jänner 1929, P . Z . 116, folgendes verfügt:

Die Geschäftseinteilung für den Magistrat der Stadt
Wien ist im Abschnitt „Feuerwehr der Stadt Wien " dahin

zu ergänzen , daß nach dem Absatz „Wasserversorgung für
Feuerlöschzwecke, Mitwirkung " ein neuer Absatz „Besorgung
des Ueberwachungsdienstes in Theatern und sonstigen Ver¬
gnügungsstätten " eingeschoben wird.

16 . Rechnungsabschluß , Ueberführung der Betriebsvcr-
rcchnung in die kameralc Verrechnung , Buchungsbelege.

M .D . 438/29 . Wien,  am 23. Jänner 1929.

(An alle Aemter , Anstalten und Betriebe mit Ausnahme des
Kontrollamtes .)

Die beim Rechnungsabschlüsse anläßlich der Ueberfüh-
rnng der Betriebsverrechnung in die kamerale Verrechnung
notwendigen Durchführungsausweise und Umbuchungsbelege
wurden bisher von der Zentralrechnungsabteilung auf Grund
der Sonderabschlüsse der Betriebsbuchhaltungen verfaßt.

Um diesen Vorgang abzustellen , der den Bestimmungen
der Rechnungs - und Kassenordnung widerspricht , wird fol¬
gendes verfügt:

Beim Rechnungsabschlüsse sind die Durchführungs -,
Veränderungs - und Umbuchungsausweise (letztere nur für
Abstattungen ) für die Ueberführung der wirksamen Betriebs¬
gebarung in die kamerale Verrechnung in Zukunft nicht mehr
durch die Zentralrechnungsabteilung , sondern von den Be¬
tliebsbuchhaltungen zu verfassen und nach vorschriftsmäßiger
Gegenzeichnung durch die zuständigen Dienststellen gleichzeitig
mit den Sonderrechnungsabschlüssen der Betriebsbuchhal¬
tungen der M .Abt . 4 vorzulegen . Diese wird die - Weitcr-
lcitung zur Uebernahme der doppischen Ergebnisse in die
kamerale Verrechnung vornehmen.

Dieser neue Geschäftsvorgang hat bereits bei den Ab¬
schlußarbeiten für das Verwaltungsjahr 1928 Anwendung
zu finden.

Dienstliche Mitteilungen von Amts¬
stellen.

Arbeitslosenversicherung , Herabsetzung der Beiträge.

M .Abt . 14/7202/28 . Wien,  am 28. Dezember 1928.
Das Bundesmtnisterium für soziale Verwaltung hat

mit Erlaß vom 22. Dezember 1928, Z . 92048/Abt . 5/28,
folgendes mitgeteilt:

Jni Zusammenhänge mit der durch die XXII l . Novelle
zum Krankenversicherungsgesetz verfügten Aenderung der
Lobnklasseneinteilung sind durch Artikel IV der XXII . No¬
velle. zum Arbeitslosenversicherungsgesetz die Beiträge zur
Arbeitslosenversicherung von derzeit 80 Prozent auf 75 Pro¬
zent des Normalbeitrages zur Krankenversicherung herab¬
gesetzt worden . Diese Herabsetzung hat gleichzeitig mit den
Aenderungen in der Beitragsleistung zur Krankenversicherung
in Kraft zu treten , das ist also bei Krankenkassen mit Wochni-
beiträgen am 31. Dezember 1928, bei Krankenkassen mit
Monatsbeiträgen am 1. Jänner 1929.

Im nachstehenden sind die Beträge zusammengestellt,
die ziffernmäßig der geltende Arbeilslosenvcrstcherungsbeitrag
von 75 Prozent des Normalbeitrages zur Krankenversiche¬
rung in den einzelnen Lohnklasscn nach der XXIII . Novelle
zum Krankenverstcherungsgesetz ausmacht:

Lohnklasse

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10

wöchentlich monatlich
in Groschen

40 176
48 204
58 254
68 292
78 342

102 438
124 536
158 682
180 780
202 878
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Auf Grund der Ueberprüfung , die das Bundesmini¬
sterium für soziale Verwaltung im Sinne des Artikels V
der XXII . Novelle zum Arbcitslosenversicherungsgesetz vor-
genommcn hat , wird der Zusatzbeitrag zur Deckung der Rot¬
standsaushilfen mit Wirksamkeit vom 31. Dezember 1928
(bei Krankenkassen mit Wochenbeiträgen ), beziehungsweise
vom 1. Jänner 1929 (bei Krankenkassen mit Monatsbeiträgenl
für den Sprengel Wien -Stadt von derzeit 25 Prozent aus
20 Prozent und für den Sprengel Wien -Umgebung von
derzeit 15 Prozent auf 12 Prozent des Normalbeitrages zur
Krankenversicherung herabgesetzt. . Bei den der Angestellten¬
versicherung unterliegenden Personen wird dementsprechend
der Zusatzbeitrag für den Sprengel Wien -Stadt auf 0-8 Pro¬
zent , für den Sprengel Wien -Umgebung auf 0-48 Prozent
der Beitragsgrundlage herabgesetzt. Für die dem Angcstellten-
versicherungsgesetz unterliegenden Personen unter 17 Jahren
beträgt der Kopfbcitrag monatlich für den Sprengel Wien-
Stadt 26, für den Sprengel Wien -Umgebung 16 Groschen/

Der Sprengel Wien -Umgebung umfaßt die Bezirks¬
hauptmannschaften Bruck an der Leitha , Hietzing -Umgebung,
Tulln , Floridsdorf -Umgebung , Gänserndorf , Korneuburg,
Mistelbach und Oberhollabrunn und den Gerichtsbezirk
Mödling.

Die bisherigen Zusatzbeiträge (siehe Verordnungsblatt
des Wiener Magistrates , Heft VI/1928 , Seite 62) treten
außer Wirksamkeit.

Für die außerhalb Wiens in den Gebieten anderer
industrieller Bezirkskommissionen beschäftigten Personen
gelten dis von der zuständigen industriellen Bezirkskommis¬
sion festgesetzten Zusatzbeiträge.

Angestclltcnversicherungsgcsctz , AuSkunftsverweigcrung.

M .Abt . 14/75/29 . Wien,  am 5. Jänner 1929.
Das Bundesministerium für soziale Verwaltung hat

mit Erlaß vom 23. Dezember 1928, Z . 87444/Abt . 3/1928,
seine Rechtsanschauung über den Tatbestand der Auskunfts-
Verweigerung nach s 92 des Angcstelltcnverstcherungsgesetzes
mitgetcilt . Die Rcchtsanschauung des Bundesministeriums
ist folgende:

Der s 92 des Angcstclltenvcrstchcrungsgesctzes ver¬
pflichtet die Dicnstgcber und alle in einem Betrieb beschäf¬
tigten Dienstnehmer , den gehörig ausgewiesenen Vertretern
der Versicherungsträger jederzeit über alle für das Ver-
stcherungsverhältnis maßgebenden Umstände Auskunft zu
geben. Die Auskunftspflicht besteht also nur solchen Ver¬
sicherungsträgern , beziehungsweise deren gehörig legitimierten
Vertretern gegenüber , zu denen die Angestellten des Be-
triebsunternehmers tatsächlich in einem Versicherungsver-
hältnis stehen oder rechtlich in einem solchen stehen können.
Wenn dem Versicherungsträger dargctan wurde , daß er zur
Vcrsicherung der in einem bestimmten Betriebe beschäftigten
Angestellten nicht zuständig sein kann , so hat er kein Recht,
von dem betreffenden Dienstgcber oder seinen Dienstnehmern
weitere Auskünfte zu begehren ; in einem solchen Falle bildet
die Verweigerung von Auskünften , die über den Nachweis
hinausgchen , daß der anfragende Versicherungsträgcr zur
Versicherung nicht zuständig ist und cs im gegebenen Falle
auch nicht sein kann , keine auf Grund des K 102, Absatz 2,
des Angestclltenversicherungsgesetzes strafbare Uebcrtretung.
Allerdings besteht die Auskunftspflicht auch dann , wenn ein
Versicherungsträgcr zwar nicht in der Lage ist, die Ver-
sichcrungszuständigkeit für alle Angestellten eines Betriebes
in Anspruch zu nehmen , aber doch bezüglich eines bestimmten
Dienstnehmers etwa gemäß K 63, Absatz 2, des Angestcllten-
versichcrungsgesetzcs seine Versicherungszuständigkeit geltend
macht. In einem solchen Falle gilt aber die Auskunftspflicht
nur bezüglich dieses Angestellten , nicht bezüglich aller
anderen.

Wenn beispielsweise den: Jnspcktionsorgan einer be¬
stimmten Wiener Vcrsicherunoskasse von einem Dienstaeber
durch Vorlage des Gewerbescheines der Nachweis erbracht
wird , daß die Angestellten des betreffenden Unternehmens
nicht bei dieser Versicherungskasse zu versichern sind, kann
die Erteilung weiterer Auskünfte bezüglich der Angestellten
dieses Betriebes von dem Jnspektionsorgane nicht mehr
begehrt werden , soserne nicht einer der oben erwähnten Aus¬
nahmsfälle vorliegt . Dasselbe gilt , wenn die Versicherungs¬
zuständigkeit zu einer Sonderversicherungsanstalt nachgewiesen
wurde , allen Versicherungskassen gegenüber oder auch, wenn
der Dienstgcber einen Vertrag gemäß tz 60 des Angestellten-

versicherungsgesctzes mit der Versicherungskasse für Ange¬
stellte „Kollegialität " abgeschlossen hat , bezüglich der im K 59
des Angestelltenversicherungsgesetzes angeführten Versiche¬
rungskassen.

Arbeitslosenversicherungsgesetz , XXII . Novelle , Erläute¬
rungen.

M .Abt . 14/7220/28 . Wien,  am 17. Jänner 1929.

Das Bundesministerium für soziale Verwaltung hat
mit Erlaß vom 22. Dezember 1928, Z . 92049/Abt . 5/28,
folgendes zur Durchführung der XXII . Novelle zum Arbeits-
loscnvcrsicherungsgcsetz (Gesetz vom 20. Dezember 1928,
B .G .Bl . Nr . 357) bemerkt:

Zu Artikel  I : Die außerordentlichen Maßnahmen
der Arbeitslosensürsorge werden für zwei weitere Jahre (bis
Ende 1930) erstreckt. Der Aufwand für die Notstandsaus¬
hilfen ist in gleicher Weise wie bisher zu decken.

Zu Artikel  II : Durch die gleichzeitig beschlossene
XXIII . Novelle zum Krankenversicherungsgesetz wurde die
Lohnklaffeneinteilung geändert . Die bisherigen Lohnklaffen 1
bis 3 wurden zur neuen 1. Lohnklasse vereinigt ; die bis¬
herigen Lohnklasscn 4 bis 10 wurden dadurch die Lohn¬
klassen 2 bis 8 mit der Aenderung , daß für die 7. (bisher 9.)
Lohnklasse eine obere Tagesverdienstgrcnze von 3-60 8 , für
die 8. (bisher 10.) Lohnklaffe eine obere Tagesverdienst¬
grenze von 4-80 8 festgesetzt wurde ; außerdem find zwei
neue Lohnklasscn (9. und 10.) angefügt worden , wobei für
die 9. Lohnklasse die obere Tagesverdienstgrenze mit 6 8
festgesetzt wurde ; höhere Tagesverdienste fallen in die
10. Lohnklaffc.

Im nachstehenden werden das neue Lohnklassenschema
und auch die neuen Sätze für das Krankengeld bekannt¬
gegeben:

Täglicher
Lohnklasse Arbeitsverdienst

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10

über 143
139

„ 173
„ 1-87
„ 2-40
„ 3-
„ 3-60

4-80
.. 6—

bis
i n

143
1-39
1-73
1-87
2-40
3-
3-60
4-80
6 —

Als durchschnittlicher
täglicher Arbeits¬
verdienst gelten:
Schilling:

1-08
1-26
1-56
180
240
2-70
3-30
4 20
5-40
7-20

Tägliches
Krankengeld:

0-86
1'-
1-24
1-44
1-68
2 -
2-40
3-
3-60
4-20

Die Bestimmung des Artikels II der XXII . Novelle
zum Arbeitslosenvcrsicherungsgcsetz trägt der geänderten
Lohnklaffcncinteilung in der Krankenversicherung Rechnung.
Für die Bemessung der Arbeitslosenunterstützung in den
neuen Lohnklassen 1 bis 5 (bisher 1 bis 7) hat wie bisher
das Krankengeld die Grundlage zu bilden , für die Lohn¬
klaffen 6 bis 8 gelten die bisher für die 8. bis 10. Lohn¬
klaffe festgesetzten Unterstützungssätze . Für die 9. und
10. Lohnklasse wurden neue erhöhte Unterstützungssätze ge¬
schaffen, die für die beiden Lohnklassen gleich sind.

Es ergibt sich nun die Notwendigkeit , die Arbeits¬
losenunterstützung für jene Arbeitslosen neu zu bemessen,
deren Tagesverdienst im letzten in Betracht kommenden
Arbeits (Dienst -)verhältnis über 4-80 8 betragen hat ; diese
Arbeitslosen erhalten die erhöhten Unterstützungssätze der
neuen 9. und 10. Lohnklaffc. Ferner kommt eine Ncn-
bemessung auch für jene Arbeitslosen in Frage , die bisher
in der 9. Lohnklasse eingereiht waren und deren letzter
Tagesverdienst über 3-60 8 (bis 4-20 8) betragen hat , sie
fallen jetzt unter die 8. (frühere 10.) Lohnklasse.

Durch die Umreihung infolge der geänderten Lohn¬
klasseneinteilung darf in keinem Falle ein Mindcrbezug ein-
treten (Artikel VI , Absatz 2).

Zu Artikel  III : Die im Artikel II angeführte
Erhöhung der Arbeitslosenunterstützung bezieht sich grund¬
sätzlich nicht auf die Notstandsaushilfe . Diese kann über die
Unterstützungssätze der neuen 8. (der früheren 10.) Lohn-
klalle hinaus in der Regel nicht gewährt werden . Eine
Ausnahme besteht nur für Arbeitslose mit drei oder mehr
Kindern , die in die 9. oder 10. Lohnklaffc eingereiht sind;
diese können auch die Notstandsaushilfe bis zu dem für



die 9. und 10. Lohnklasse geltenden Satz sür die Arbeits¬
losenunterstützung von 3-40 8 erhalten.

Zu Artikel  IV : Durch die neue Lohnklassen¬
einteilung in der Krankenversicherung werden sich für die
obersten Lohnklassen Beitragseingänge ergeben, die etwas
höher sind, als der Steigerung der Unterstützungssätze ent¬
spricht ; es wurde daher der bisher geltende Höchstsatz für
den Beitrag zur Arbeitslosenversicherung von 80 Prozent
auf 75 Prozent des Normalbeitragcs zur Krankenversicherung
herabgesetzt . Als „Normalbeitrag " gilt in der 1. bis 8. Lohn¬
klasse die Hälfte des durchschnittlichen täglichen Arbeits¬
verdienstes der Lohnklasse, in der 9. Lohnklassc 50 Prozent,
in der 10. Lohnklasse 45 Prozent der Untergrenze der Lohn¬
klasse. Die Festsetzung des Beitrages zur Arbeitslosenver¬
sicherung mit 75 Prozent des Normalbeitragcs zur Kranken¬
versicherung gilt für zwei Jahre , das ist bis 31. Dezember
1930.

Zu Artikel  V : Auch bei den Zusatzbeiträgen wurde
die zulässige Höchstgrenze und zwar von derzeit 50 Prozent
auf 45 Prozent des Normalbeitrages zur Krankenversiche¬
rung herabgesetzt . Ueber diese Grenze kann bei der Fest¬
setzung der Zusatzbeiträge nicht hinausgegangen werden;
wenn ein Zusatzbcitrag in dieser Höhe zur Deckung des
Aufwandes der Noistandsaushilfen nicht ausrcichen sollte,
wäre im Sinne des Artikels V, Absatz 2, Punkt 1, der
XVIII . Novelle zum Arbeitsloscnversicherungsgesctz die Not-
standsaushilse entsprechend zu kürzen. Gegenwärtig aller¬
dings hat diese Höchstgrenze keine praktische Bedeutung , da
in den Sprengeln aller industriellen Bezirkskommissioncn
mit niedrigeren Zusatzkcilrügen das Auslangen gefunden
wird.

Zum Schluß sei noch auf eine Aenderung hingcwicsen,
die sich nach den Bestimmungen des § 22 des Krankcn-
versicherungsgesetzes (in der Fassung der XXIIl . Novelle)
hinsichtlich der Kassenleistungen an erkrankte Arbeitslose
ergibt . Darnach ist nunmehr der Bezug des Krankengeldes
für Arbeitslose auf insgesamt 26 Wochen beschränkt, auch
wenn »es sich um mehrere Erkrankungsfälle handelt ; ein
neuer Krankengeldbezug kann erst wieder in Betracht
kommen, wenn der Arbeitslose auf Grund mindestens
zwanzigwöchiger Beschäftigung einen neuen Anspruch auf
Arbeitslosenunterstützung erworben hat.

Namcnsgebungsprotokolle der Matrikcnführcr.

M .Abt . 50/11/8051/28 . Wien,  am 2. Jänner 1929.

(An alle magistratischen Bezirksämter und an die Expositur
Stadlau .)

Das Bundeskanzleramt hat mit Erlaß vom 21. No¬
vember 1928, Z . 101009/7 , folgendes mitgeteilt:

Ueber die anläßlich eines speziellen Falles von einem
Amt der Landesregierung gestellte Anfrage , ob die bei Pfarr¬
ämtern aufgcnommcnen Namcnsgebungsprotokolle als öffent¬
liche Urkunden im Sinne des § 165 a . b. G .B . anzusehen
sind, wird unter Bezugnahme auf den Runderlaß des
früheren Ministeriums des Innern vom 18. Februar 1916,
Z . 5066/1916 , eröffnet:

Durch eine Reihe von Vorschriften sind bestimmte
Beurkundungen der Matrikenführer als öffentliche Urkunden
erklärt . Eine Zusammenstellung dieser Vorschriften enthält
zum Beispiel die Ausgabe der Zivilprozeßordnung von
Schauer -Klein -Hermann in der Anmerkung 1 zu 8 293 der
Zivilprozeßordnung . Di " Niederschrift einer Namensgebung
nach 8 165 a . b. G .B fällt nicht darunter und gehört auch
nicht zu dem dem Matrikenführer zugewiesenen Geschäfts¬
kreise. Sie wird daher nicht als eine öffentliche Urkunde
angesehen werden können.

Uneheliche Geburt , Rechtsvermutung.

M .Abt . 50/11/8251/28 . Wien,  am 2. Jänner 1929.
(An die M .Abt . 7 und 12, an alle magistratischen Bezirks¬

ämter und an die Expositur Stadlau .)
Das Bundeskanzleramt hat mit Erlaß vom 3. De¬

zember 1928, Z . 165266/7 , folgendes mitgeteilt:
Das Bundeskanzleramt und das Bundesmintstcrium

für Justiz haben sich in der Auffassung geeinigt , daß die
gerichtliche Todeserklärung eines Abwesenden , auch wenn
ein Ausspruch nach s 112 a. b. G .B . und ß 9 des Gesetzes
vom 16. Februar 1883, R .G .Bl . Nr . 20, nicht gefällt wurde,

die Rechtsvermutung der unehelichen  Geburt für alle
Kinder zur Folge hat , die von der Gattin des Abwesenden
später als am 300 . Tage nach dem Tage des vermuteten
Todes (Z 8, Absatz 2, des Gesetzes vom 16. Februar 1883,
R .G.Bl . Nr . 20) geboren werden , und daß daher solche
Kinder in die Geburtsmatrik als unehelich einzutragen sind.
Anders lautende Matrikencintragungcn sind, wenn sie zur
dortigen Kenntnis gelangen , zu berichtigen.

Statistische Mitteilungen der Stadt Wien.

M .Abt . 51/A/702/28 . Wien,  am 27. Dezember 1928.
Von den „Mitteilungen aus Statistik und Verwaltung

der Stadt Wien " ist das 7. bis 9. Monatsheft des Jahr¬
ganges 1928 und das 3 . Sonderheft des Jahrganges 1928
„Einmalige Nachweisungcn " erschienen.

Die Magistratsabteilungen haben die ihnen zukommen¬
den Hefte unmittelbar bei der M .Abt . 51 (Statistik ) an¬
zusprechen.

Zwangsmittel nach 8 152 der Gewerbeordnung,
Anwendung.

M .Abt . 53/9701/27 . Wien,  am 20. Oktober 1928.

(An alle magistratischen Bezirksämter und an die Expositur
Stadlau .)

Ein magistratisches Bezirksamt hat uni Interpretation
des Begriffes „sonstige Anordnungen " im § 152 der Ge¬
werbeordnung im Zusammenhänge mit den Ausnahms¬
bestimmungen des Artikels IV , Ziffer 3, E .G .V .G. ersucht.

Artikel I V E .G .V .G . lautet:
Von den Verwaltungsverfahrensgesetzen und dem Ein¬

führungsgesetze wird nicht berührt:
3. Die Befugnis der Behörden der politischen Verwal¬

tung (Bundespolizeibehörden ) und der Organe der öffent¬
lichen Sicherheit , zur Aufrechterhaltung der öffentlichen
Ordnung und Sicherheit sowie zur Abwehr unmittelbar
drohender Gefahren die in ihren Wirkungsbereich fallenden
Maßnahmen auch ohne vorausgcgangencs Verfahren zu
treffen , sowie die diesen Behörden und , Organen außerhalb
des Vollstrcckungsverfahrens zustehenden Zwangsbefugnisse.

Der Artikel IV , Absatz 3, E .G .V .G . spricht also von
der „Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicher¬
heit und Abwehr unmittelbar drohender Gefahren " .

Den Behörden steht diese Befugnis nur dann und in¬
soweit zu, als sic durch ein Gesetz hiezu ermächtigt sind,
zum Beispiel durch das Gesetz vom 14. April 1913, R .G .Bl.
Nr . 67 (Epidemiegesetz).

Die Gewerbeordnung kennt eine solche Ermächtigung
nicht, es kommt daher der Artikel IV , Absatz 3, E .G .V .G.
sür die Gewerbebehörde überhaupt nicht in Betracht.

Das Verwaltungsvollstreckungsgesetz regelt die Anwen¬
dung der allgemeinen Zwangsmittel bei Vollziehung von
Bescheiden und bei Einbringung von Geldleistungen und
bestimmt im 8 12, daß die den Verwaltungsbehörden in
den Verwaltungsvorschriften cingcräumten besonderen
Zwangsbefügnisse unberührt bleiben.

Die besonderen Zwangsmittel , welche bei Vollziehung
der Straferkenntnisse und sonstigen Anordnungen im ge¬
werberechtlichen Verfahren zur Sicherung des Erfolges von
der Behörde ergriffen werden können , sind im 8 152 der
Gewerbeordnung beispielsweise angeführt ; es bildet sonach
die Anwendung dieser Zwangsmaßrcgeln einen Gegenstand
des Vollstrcckungsverfahrens.

Der Verwaltungsgerichtshof hat mit Erkenntnis vom
21. Februar 1918, Z . 2889 (Nr . 12041 Budw .), seine
Stellungnahme zum 8 152 der Gewerbeordnung folgender¬
maßen präzisiert : -

„Der 8 152 der Gewerbeordnung berechtigt die Be¬
hörden , bei Vollziehung der Straferkenntnisse und sonstigen
Anordnungen die zur Sicherung des Erfolges nötigen Maß¬
regeln zu ergreifen , als Beschlagnahme von Waren und
Werkzeugen, Außerbetriebsetzung von Maschinen , Schließung
von Betriebsstätten . Der Paragraph trägt die Ueberschrift
„Zwangsmittel ", er behandelt also die Exekutivgewalt der
Gewerbebehörde und zwar bei Fällung von Straferkennt-
mssen und bei Erlassung von Anordnungen . Bei Erlassung
eines Straferkenntnisses , also wenn eine Partei der Ueber-
trclung eines Gebotes oder Verbotes schuldig erkannt worden
ist und das Erkenntnis vollstreckbar ist , ist nach



dieser Bestimmung die Behörde berechtigt , sich nicht auf die
Vollziehung der Strafe zu beschränken, sie darf auch Maß¬
regeln zur Sicherung des Erfolges treffen , also Maßnahmen,
welche die betreffende Partei an der Fortsetzung des gesetz¬
widrigen Verhaltens verhindern und den gesetzwidrigen Zu¬
stand beseitigen . Hiebei zählt das Gesetz jedoch nur bei¬
spielsweise gewisse Maßnahmen auf und zwar solche, welche
sich zweifellos auf die Verhinderung weiterer rechtswidriger
gewerblicher Tätigkeiten vcziehcn. Allein die im 8 152 ent¬
haltenen Exekutionsbefugnisse find den Gewerbebehörden
nicht nur für den Vollzug von Strafcrkenntnissen , sondern
auch für den Vollzug von sonstigen Anordnungen
erteilt . Auch hier handelt es sich also um exekutions¬
fähige behördliche Akte und zwar solche,
welche die Rcchtswidrigkeit eines ooran¬
ge gang cncn Verhaltens der Partei  fest¬
st eilen , gleichzeitig aber Anordnungen,
also Gebotcoder Verbote an die Partei be¬
inhalten.  Auch in diesem Falle gesteht das Gesetz die
Ergreifung von Maßnahmen zu, welche die Fortsetzung des
rechtswidrigen Verhaltens verhindern oder den rechts¬
widrigen Zustand beseitigen , ohne daß es in diesem Falle,
weil eben schon eine vollstreckbare Verfügung gegen die
Partei vorliegt , der vorherigen Verhängung einer Strafe
bedürfen würde ."

Daraus ergibt sich, was uutcr dem Begriff „sonstige
Anordnungen " im 8 152 der Gewerbeordnung zu versteh:»
ist, nämlich ein administrativer Bescheid der Gewerbebehörde,
mit dem die Gesetzwidrigkeit des Verhaltens der Partei fest-
gestellt und sic gleichzeitig beauftragt wird , dieses gesetz¬
widrige Verhalten cinzustellen . Nach 8 141, Absatz 2, der
Gewerbeordnung ist die Gewcrbebehörde ermächtigt , einen
solchen Bescheid zu erlassen.

Für die Vollstreckung selbst kommen die Bestimmungen
des Vcrwaltungsvollstreckungsgesetzcs zur Anwendung und
zwar stützt sich die Vollstreckung auf 8 12 des Vcrwaltungs-
vollstreckungsgcsetzes, da cs sich um die Ausübung von be¬
sonderen Zwangsbefugnissen handelt , die der Behörde im
§ 152 der Gewerbeordnung cingcräumt sind. Für diese Voll¬
streckung gibt es nach 8 152 der Gewerbeordnung zwei Voll¬
streckungstitel , nämlich

1. ein vollstreckhares Strafcrkenntnis oder
2. eine vollstreckbare, mittels administrativen Bescheides

erlassene Anordnung.
Jur elfteren Falle wirft sich die Frage der Anwendbarkeit

des 8 148, Absatz 2, der Gewerbeordnung auf . Diese Gefctzes-
stelle behandelt die Rekurse in Straffällen und bestimmt,
daß die rechtzeitige Einbringung des Rekurses aufschiebende
Wirkung hat , daß jedoch eine allenfalls verfügte Einstellung
des Betriebes aufrecht bleibt . Danach könnte das Zwangs¬
mittel „Bctriebsspcrrc " nach § 152 der Gewerbeordnung
auch vor Rechtskraft des Strafcrkenutnisscs in Vollzug gesetzt
werden . Diese Einwendung erledigt sich aber damit , daß
das Bcrufungsvcrfahren in Straffällen durch die s § 24
und 51 V .St .G . und die 88 63 bis 67 A.V .G . neu
geregelt ist und daß danach rechtzeitig Angebrachte Be¬
rufungen in Straffällen stets aufschicbende Wirkung haben,
da nach 8 24 V .St .G . der § 64, Absatz 2, A.V .G. ans
das Strafverfahren keine Anwendung findet . Der § 148
der Gewerbeordnung ist demnach zur Gänze derogiert (Ar¬
tikel III , Absatz 1, E .G .V .G .).

Titel für die Anwendung eines Zwangsmittels nach
K 152 der Gewerbeordnung ist also ein vollstreckbares, daher
rechtskräftiges Strafcrkenntnis oder eine vollstreckbare son¬
stige Anordnung . Eine Anordnung ist vollstreckbar, wenn
sic formell in Rechtskraft erwachsen ist, also einem ordent¬
lichen Rechtsmittel nicht oder nicht mehr unterliegt oder
wenn die aufschicbende Wirkung der Berufung nach 8 64,
Absatz 2, A.V .G . ausdrücklich ausgeschlossen wurde . Fälle,
in denen die aufschicbende Wirkung der Berufung durch
Gesetz ausgeschlossen ist, gibt cs nach der Gewerbeordnung
nicht.

In Fällen , in denen die Anwendung des 8 152 der
Gewerbeordnung in Betracht kommt, empfiehlt sich daher
folgender Vorgang:

o) Es liegt ein rechtskräftiges Straserkenntnis vor.
Tie Partei wird mit einer bloßen Verständigung (nicht
Bescheid) aufmerksam gemacht, daß sie bis zu einem gewissen
Zeitpunkte das gesetzwidrige Verhalten aufzugeben (den un¬
befugten Betrieb zu schließen u. dgl .) hat , widrigenfalls sic
nach § 152 der Gewerbeordnung in Vollzug des rechts¬

kräftigen Straferkenntnisscs die behördliche Einstellung des
gesetzwidrigen Verhaltens durch Anwendung unmittelbaren
Zwanges (zwangsweise Sperre der Betricbsstätte u. dgl .) zu
gewärtigen hat . Eine solche Verständigung ist im Gesetze
allerdings nicht vorgeschrieben, wäre also streng genommen
nicht nötig . Da aber die Partei ohne vorhergehende Warnung
mit dem radikalen Zwangsmittel nicht überrascht , sondern
ihr vorher doch die Möglichkeit gegeben werden soll, das
gesetzwidrige Verhalten selbst aufzugeben , empfiehlt sich eine
solche Verständigung . Eben weil sic aber im Gesetze nicht
vorgesehen ist, erfließt sie nicht in Bescheidform und steht
der Partei dagegen auch kein Rechtsmittel offen. Bleibt
diese Mahnung fruchtlos , so ist ein Vollstrcckungsbescheid
auszufertigen , womit die Vollstreckung auf Grund des 8 12,
V.V .G . und Z 152 der Gewerbeordnung angeordnet wird.
Dieser hat die Rechtsmittelbelchrung sowie die Bemerkung
zu enthalten , daß nach 8 10, Absatz 3, V .V .G . der Be¬
rufung keine aufschicbende Wirkung zukommt.

Dieser Vollstreckungsbcscheid wird der Partei gleich
durch das Vollstrcckungsorgan (der Marktamtsabteilung ) zn-
gcstelle, wobei die Vorschriften der 8K 23 bis 30 A.V.G.
genaucstcns zu beachten sind, und von diesem Organ gleich
die Vollstreckung vorgcnommen.

b) Es liegt kein rechtskräftiges Straferkenntnis vor.
Fe nach der Art des Falles entweder mit oder (nach 8 57
A .V .G .) ohne Ermittlungsverfahren ist ein administrativer
Bescheid gemäß 8 58 A.V .G hinauszugeben , enthaltend die
Feststellung des gesetzwidrigen Verhaltens der Partei mit
der Aufforderung , dieses gesetzwidrige Verhalten cinzustellen.

Soll die aufschiebende Wirkung der Berufung aus¬
geschlossen werden , so ist im Spruche gleich der Termin
zur Erfüllung des dort erteilten Auftrages zu stellen , ferner
heizufügen , daß einer allfälligen Berufung nach 8 64, Ab¬
satz 2, A.V .G die aufschicbende Wirkung aberkannt wird
und in den Gründen auszusprcchen , warum sie aberkannt
wurde . Der Termin zur Erfüllung des Auftrages kann je
nach der Lage des Falles beispielsweise bei Anständen in
Betriebsanlagcn mit unmittelbarer Gefahr sehr kurz, er¬
forderlichenfalls auch nur mit einigen Stunden bestimmt
werden . Jedoch ist darauf zu achten, daß in sinngemäßer
Anwendung des 8 59, Absatz 2, A.V .G . die Frist unter
Berücksichtigung aller Verhältnisse angemessen ist. Da der¬
artige unaufschiebbare Verfügungen in der Regel ohnedies
im kommissionellen Wege getroffen werden müssen, wird
sich hiebei durch die koinmissionellc Verhandlung der richtige
Weg finden lassen. Wird die aufschicbende Wirkung nicht
ausgeschlossen, so wäre der erwähnte Termin gleich im
Jntimat des letztinstanzlichen Berufungsbescheides oder falls
der Bescheid ohne Berufung rechtskräftig geworden ist, mit
einer bloßen Verständigung (wie oben ohne Rechtsmittel-
eiuräumung ) zu stellen . Leistet die Partei termingemäß keine
Folge , dann ist der Vollstrcckungsbescheid auf Grund des
8 12 V .V .G . und 8 152 der Gewerbeordnung hinaus¬
zugeben und weiter wie bei a ) vorzugehen.

Gewcrbekonzessionen , Zwangsverpachtung.

M .Abt . 53/10144/28 . Wien,  am 6. Dezember 1928.

Das Vorliegen wichtiger Gründe für die Genehmigung
der Verpachtung einer gewerblichen Konzession ist bei einer
Zwangsverpachtung nicht zu prüfen.

Das Bundesministcriuin für Handel und Verkehr hat
am 17. September 1928 zur Z . 110.414/13 über die Berufung
des A. K. C . gegen den Bescheid des Magistrates , Abt . 53,
vom 18. Juli 1928, M .Abt . 53/7532/28 , nachstehenden Be¬
scheid erlassen:

Die Berufung wird als unstatthaft zurückgewiesen, weil
der Konzessionsinhaber an dem Verfahren über die Genehmi¬
gung cinW Zwangspächters weder vermöge eines Rechts¬
anspruches noch eines rechtlich geschützten Interesses beteiligt
ist und ihm daher nicht die Stellung einer Partei und somit
auch nicht ein Vcrufungsrccht zukommt. Die angefochtenc
Entscheidung wird jedoch von Amts wegen behoben und
H . K. als Zwangspächter der dem A. K. C . verliehenen
Platzkraftwagenkonzession Nr . 1574 genehmigt . Hicfür ist die
Erwägung maßgebend , daß die Zwangsverpachtung einer
gewerblichen Konzession eine zur Sicherung der Forderungen
der Gläubiger getroffene gerichtliche Maßnahme ist und die
Gewerbebehörde daher in solchen Fällen nicht mehr zu prüfen
hat , ob für die Verpachtung wichtige Gründe im Sinne des
Z I , Absatz 4, der Gewerbeordnung (in der Fassung des
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O/esetzes .vom 19. November 1925, B .G .Bl . Nr . 414) vor¬
liegen , sondern die Genehmigung des Zwangspächters nur
verweigern kann , wenn er nicht die für den selbständigen
Betrieb des Gewerbes erforderlichen Eigenschaften besitzt
(ß 55, Absatz 2, der Gewerbeordnung ). Allerdings hat eine der
Gewerbebehörde vom Gerichte gesetzte Frist , binnen welcher
über die Genehmigung zu entscheiden sein soll, keinerlei die
Gewerbebehörde bindende oder den Parteien ein Recht schaf¬
fende Wirkung.

Jugoslavische Marktfahrer , Zurücknahme von Gewerbe¬
berechtigungen.

M .Abt . 53/12470/28 . Wien,  am 12. Dezember 1928.
Nach einer Mitteilung des Amtes der burgcnländischen

Landesregierung vom 27. November 1928, Z . VII/941/3/28,
bat die Bezirkshauptmannschaft in Mattcrsburg von nach¬
stehend angeführten jugoslavischen Staatsbürgern die Gewerbe¬
berechtigung zur Ausübung des Marktfahrergewerbes mit
Kurz - und Galanteriewaren zurückgcnommen:

Name:

1. Ivan Jurcevis
2. Jlja Martin

Jurcevis

3. Jos . Jurcevis

4 . Marko Braovac
5. Juras Tabak
6. Ivan Cikojovic
7. Mate Lodic
8. Jakob Serdarusic
9. Mate Jurcovic

10 Petar Jurcevis
11. Ante Jurcevic

12 . Anton Sisko

13. Ivan Sisko

14. Ivan Jovic

Datum gnd Zahl des aus¬
gestellten Geweibescheines

8. Juli 19 -7, Z . A-3539/27
9. August 1927,

Z . A-3995/27
15. Oktober 1927,

Z . A-4920/27
24.März 1928 , Z . A-1950/28
24 .März1928 , Z . A-1952/28
24 .März1928 . Z . A-1953/28
24.März 1928, Z A-1954/28
24.März1928 . Z . A-2028/28
27,März1928,Z . A-2027/28
27.März1928 , Z . A-2026/28
10. Mai 1928, Z . A-2692/28

14. November 1927,
Z . A-5284/27

14. November 1927,
Z . A-5283/27

26.März1928,Z . A-1956 28

Reg .-Z.

Ill-92/27

III-111/27

111-142/27

III-29/28
III-32/28
III-33/28
III-34 28
III-37/28
III-38 28
III-39/28
III-65/28

IIl-55/27

III-156/27

111-35/28

Den Genannten ist im Bctretungsfalle der Gewerbe¬
schein abzunehmen und der Bezirkshauptmannschaft in Mat¬
tcrsburg zu übermitteln.

Ladenschluß im Handelsgewcrbe , Uebcrsicht.
M .Abt . 53/12825/28 . Wien,  am 22. Dezember 1928.

Nachfolgend wird eine Zusammenstellung der gegen¬
wärtig geltenden Bestimmungen über den Ladenschluß ini
Haudclsgewerbc geboten:

I. Kleinhandel mit anderen Waren als Lebensrnitteln.
Ladenschluß in der Zeit vom 1. Jänner bis 30. No¬

vember 6 Uhr abends;
Ladenschluß in der Zeit von 1. Dezember bis 24 . De¬

zember 7 Uhr abends;
Ladenschluß in der Zeit vom 25. Dezember bis zum

vorletzten Werktag des Jahres 6 Uhr abends;
Ladenschluß am letzten Werktag des Jahres 7 Uhr

abends;
Ladenschluß an den sechs Werktagen während der Woche

der Wiener Frühjahrsmesse und der Wiener Herbstmesse, am
Karsamstag und Pstngstsamstag 7 Uhr abends.

(Verordnung vom 3. Dezember 1928, L.G .Bl . für Wien
Nr . 51 .)
II . Straßenhandel mit anderen Waren als Lebensmitteln.

Geschäftsschluß beim Straßenhandel mit Ansichtskarten
ganzjährig 7 Uhr abends.

(Verordnung vom 11. Dezember 1919, n.ö. L.G . und
Vdg .Bl . Nr . 390 .)

Kleinhandel mit Benzin und Maschinenöl bei Benzin¬
zapfstellen aus der Straße unbeschränkt.

(Verordnung vom 11. Februar 1926, L.G .Bl . für Wie»
Nr . 17 .)

Geschäftsschluß beim sonstigen Straßenhandel mit
anderen Waren als Lebensmitteln wie bei I.

(Z 96 i der Gewerbeordnung .)

111. Kleinhandel und Straßenhandel mit Naturblumen.
Laden (Geschäfts )schluß in der Zeit vom 1. Jänner bis

31. Mai 7 Uhr abends;
Laden (Geschäfts )schluß in der Zeit vom 1. Juni bis

15. September 6 Uhr abends;
Laden (Geschäfts )schluß in der Zeit vom 16. September

bis 31. Dezember 7 Uhr abends.
(Verordnung vom 11. Dezember 1919, m.ö. L.G . und

Vdg .Bl . Nr . 390, und Verordnung vom 19. Juni 1925,
L.G .Bl . für Wien Nr . 30.)

IV . Kleinhandel mit Lebensmittel » und Kleinverschleiß der
Lebensmittelcrzeugungsgewerbe.

Ladenschluß in der Zeit vom 1. Jänner bis 14. Mai
7 Uhr abends;

Ladenschluß in der Zeit vom 15. Mai bis 15. September
8 Uhr abends;

Ladenschluß in der Zeit vom 16. September bis 30 . No¬
vember 7 Uhr abends;

Ladenschluß in der Zeit vom 1. Dezember bis 24 . De¬
zember 8 Uhr abends;

' Ladenschluß in der Zeit vom 25. Dezember bis zum
vorletzten Werktag des Jahres 7 Uhr abends;

Ladenschluß an allen Samstagen sowie an Werktagen
unmittelbar vor allgemeinen Feiertagen , au denen dem Her¬
kommen nach das Ladengeschäft ruht , in der Zeit vom
1. Jänner bis 14. Mai , vom 16. September bis 30 . No¬
vember und vom 25. Dezember bis zum vorletzten Werktag
des Jahres und an den Werktagen während der Wiener
Frühjahrsmesse und der Wiener Herbstmesse (mit Ausnahme
der einsallenden Samstage ) 8 Uhr abends;

Ladenschluß an allen Samstagen sowie an Werktagen
unmittelbar vor allgemeinen Feiertagen , an denen dem Her¬
kommen nach das Ladengeschäft ruht , in der Zeit vom
15. Mai bis 15. September und vom 1. Dezember bis
24. Dezember , an den beiden Samstagen in der Woche der
Wiener Frühjahrsmesse und der Wiener Herbstmesse, am
Karsamstag und Pfiugstsamstag sowie am letzten Werktage
des Jahres 9 Uhr abends.

(Verordnung vom 3. Dezember 1928, L.G .Bl . für Wien
Nr . 51.)

V. Straficnhandel mit Lebensmitteln.
Geschäftsschluß in der Zeit vom 1. Jänner bis 14. Mai

8 Uhr abends;
Geschäftsschluß in der Zeit vom 15. Mai bis 15. Sep¬

tember 9 Uhr abends;
Geschäftsschluß in der Zeit vom 16. September bis

30 . November 8 Uhr abends;
Geschäftsschluß in der Zeit vom 1. Dezember bis

24. Dezember 9 Uhr abends;
Geschäftsschluß in der Zeit vom 25. Dezember bis zum

vorletzten Werktag des Jahres 8 Uhr abends;
Geschäftsschluß an allen Samstagen sowie an Werk¬

tagen unmittelbar vor allgemeinen Feiertagen , an denen dem
Herkommen nach das Ladengeschäft ruht , in der Zeit vom
1. Jänner bis 14. Mai , vom 16. September bis 30. November
und vom 25. Dezember bis zum vorletzten Werktag des
Jahres und an den Werktagen während der Woche der Wiener
Frühjahrsmesse und der Wiener Herbstmesse (mit Ausnahme
der einfallenden Samstage ) 9 Uhr abends;

Geschäftsschluß an allen Samstagen sowie an Werk¬
tagen unmittelbar vor allgemeinen Feiertagen , an denen dem
Herkommen nach das Ladengeschäft ruht , in der Zeit vom
15. Mai bis 15. September und vom 1. Dezember bis
24. Dezember , an den beiden Samstagen in der Woche der
Wiener Frühjahrsmesse und der Wiener Herbstmesse, am
Karsamstag und Pfiugstsamstag , sowie am letzten Werktage
des Jahres 10 Uhr abends.

(Verordnung vom 3. Dezember 1928, L.G .Bl . für Wien
Nr . 51.)

Geschäftsschluß beim Feilbieten frisch gerösteter Kasta¬
nien 9 Uhr abends.

(Erlaß vom 16. September 1925, M .Abt . 53/935/25 .)
Geschäftsschluß beim Feilbieten von Lebensmitteln auf

Straßenständen im Prater 10 Uhr abends.
(Verordnung vom 14. September 1921, L.G .Bl . für

Wien Nr . 108.)
Geschäftszeit beim Feilbicten von kalten und heißen

Wurstwaren mit und ohne Zutaten (Senf , Kren oder
Paprika ), von kalten Flcischwaren und Speck, von Brot und
Gebäck, von Käse, Butterbrot , Fischkonscrvcn und Eiern , von
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konservierten Gurken , Obst , Schokolade- und Zuckcrwaren auf
Straßenständen von 10 Uhr abends bis 5 Uhr früh,

(Verordnung vom 14. März 1928, L .G .Bl , für Wien
Nr . 10.)

VI. Kleinhandel mit Zuckerbäckerwaren und Zuckerwaren und
Kleinverschleiß im Zuckerbäckergcwerbe.

Ladenschluß während des ganzen Jahres 8 Uhr abends;
Ladenschluß an allen Samstagen sowie an Werktagen

unmittelbar vor allgemeinen Feiertagen , an denen dem Her¬
kommen nach das Ladengeschäft ruht , 9 Uhr abends.

Die zwanzig Tage , an denen im Sinne des § 96 b,
Ziffer 6, der Gewerbeordnung eine einstündige Hinaus¬
schiebung des Ladenschlusses eintritt , werden alljährlich neu
vcrlautbart.

Geschäftsschluß beim Feilbieten von Gefrorenem von
Haus zu Haus nach § 60, Absatz 5, der Gewerbeordnung
wie oben.

(Verordnung vom 1. Juli 1922, L.G .Bl . für Wien
Nr , 91.)

VII . Großhandel, Vermittlungs - und Kommissions¬
geschäfte usw.

Bei Handelsgcwerbsn , welche Waren vornehmlich oder
ausschließlich nicht unmittelbar an Verbraucher absetzen
(Großhandel ), ferner bei solchen Verkaufsniederlagen der
Erzeugungsgewerbc , welche nicht vornehmlich oder ausschließ¬
lich Kleinhandel betreiben , endlich bei Vermittlungs - und
Kommissionsgeschäften sowie beim Speditionsgewcrbe sind
die Betriebsräumlichkeiten für den Parteienverkehr spätestens
um 6 Uhr abends zu schließen.

Im Großhandel , in den Kontoren der Erzeugungs-
gcwerbe , insoweit nicht ihre Tätigkeit mit dem Erzeugungs-
Prozesse im unmittelbaren Zusammenhänge steht, sowie in
Vermittlungs - und Kommissionsgeschäften sind die Geschästs-
räumlichkeitcn an Samstagen von 2 Uhr nachmittags an , so¬
weit Säubcrnngs - und Jnstandhaltuugsarbciten vorgcnommen
werden , von 4 Uhr nachmittags an geschlossen zu halten.

(8 96 s , Absatz 4, der Gewerbeordnung und Art . 2,
Ziffer I , des Gesetzes vom 15. Mai 1919, St .G .Bl . Nr . 282.)

Holzschleifercien mit Wasscrbctrieb , Ausnahmen vom
Sonntagsruhegcsch und vom Achtstnndentaggesetz.

M .Abt . 53/716/29 . Wien,  am 15. Jänner 1929.
Das Bundcsministerium für soziale Verwaltung hat

mit dem Erlasse vom 20. Dezember 1928, Z . 86899,
Abt . 4/1928 , nachstehendes bekanntgegeben:

Mit Beziehung auf den Erlaß vom 2. Jänner 1928,
Z. 97.924/Abt. 4/1928, erhebt das Buudcsmintsteriumfür
soziale Verwaltung keine Einwendung dagegen , daß im Hin¬
blicke auf die ungünstigen Wasservcrhältnissc in Anwendung
der Bestimmungen des Art . 111. Punkt l des Sonntags-
ruhegesetzes in den Holzschleifereien mit Wasserbetrieb zur
Hcreiubriugung des infolge Wassermangels erlittenen Arbeits-
nusfallcs unter den bisherigen Modalitäten in der Zeit bis
31 . Dezember 1929 an 15 Sonntagen Arbeit geleistet werde.

Desgleichen wird über Ansuchen des Arbeitgeber¬
verbandes der österreichischen Papier -, Zellulose -, Holzstoff¬
und Pappcnindustrie die im Sinne des 8 6 des Acbtstuuden-
taggesetzes mit dem Erlalle vom 2. Jänner 1928. Z . 97925,
Abt . 4U 928 . erteilte Bewilligung , daß die Holzschlciscreien
mit Wallcrbctricb die Arbeit auf 56 Stunden in der Woche
ausdehnen dürftn , unter den bisher geltenden Modalitäten,
jedoch mit der Einschränkung auf 15 Wochen innerhalb des
Zeitraumes bis 31. Dezember 1929 erneuert.

Krankenpflegerinnen , Krankenversicherungspflicht.

M .B .A. IX/9930/28 . Wien,  am 18. Dezember 1928.

Das Bundesministerium für soziale Verwaltung hat
mit dem Bescheide vom 28. November 1928, Z . 75 .626,
Abt . 1/24 , über die Berufung der Wieger Bezirkskranken¬
kasse unter Aushebung des angefochtenen Bescheides des
magistratischen Bezirksamtes für den IX . Bezirk vom 7. No¬
vember 1924, Z . 9480/24 , ausgesprochen , daß Cäcilie P . auf
Grund ihrer berufsmäßigen Beschäftigung als Krankenpfle¬
gerin im Dienstverhältnis zu Elisabeth N . der Versicherungs-
Pflicht gemäß 8 1, Absatz 1, des Krankenvcrsichcrungsgesetzes
unterlag.

Gründe:
Laut Aufnahmcschrift vom 18. Juni 1924 nahm Elisa¬

beth N ., die Inhaberin eines Pflegerinnenheimes , die Zu¬
weisung der Krankenpflegerin Cäcilie P . zu den einzelnen
Patienten nach eigenem Gutdünken vor , ohne daß der Pfle¬
gerin diesfalls eine Jngerenz zustand . Das gesamte Pflege-
Honorar wurde an die Dienstgeberin Elisabeth N . eingezahlt,
die ihrerseits die Pflegerin mit 85 Prozent der «ingcgan-
genen Pflegcgebühr entlohnte . Mit allen Pflegerinnen , also
auch mit Cäcilie P . war ein sechswöchsntliches Kündigungs¬
verhältnis ausgemacht.

Es kann daher die über Auftrag der Elisabeth N . ver¬
richtete und von ihr entlohnte Tätigkeit der Krankenpflegerin
in der oben angeführten Zeit weder als eine für eigene
Rechnung ausgeübte , noch als eine auf einem besonderen
Arbeitsvcrtragc zwischen Pflegerin und Pflcgcpartei be¬
ruhende Beschäftigung angesehen werden.

Aus dem geschilderten Tatbestände ergibt sich vielmehr,
daß die Cäcilie P . ihre Dienste der Elisabeth N . gegen Ent¬
gelt zur Verfügung stellte und sich hiebei zweifellos ihrer
wirtschaftlichen Leitung der Arbeit untergeordnet hat . Es
lag daher ein die Krankenvcrsicherungspflicht begründendes
Arbeitsverhältnis vor.

Kundmachunaen.
Verkehrsregelung in der Komzakgasse im XXI . Bezirke

(Siedlung Freihof ) .

M .Abt . 52/2808/26 . Wien,  am 6. Dezember 1928.
Auf Grund der 88 77 und 111 der Verfassung der

Bundeshauptstadt Wien vom 10. November 1920 in der
Fassung des L.G .Bl . für Wien Nr . 14 von 1928 wird
verordnet:

Der zwischen der Straße „Am Freihof"  und der
Meissauergasse gelegene Teil der Komzakgasse  wird als
Einbahnstraße  erklärt und darf nur in der Richtung
von der Straße „Am Freihof " zur Mcissauergasse befahren
werden.

Uebcrtrctungen dieser Kundmachung werden mit Geld¬
strafen bis zu 200 8 oder mit Arrest bis zu 14 Tagen geahndet.

Diese Kundmachung tritt sofort in Kraft.

Henmarkt im XIV . Bezirk , Aufhebung des Verbotes des
Radfahrens und Fußballspielens.

M .Abt . 52/2891/28 . Wien,  am 6. Dezember 1928.
Mit der Magistratskundmachung vom 23. Juni 1903,

M .Abt . IV/1691/03 , wurde das Radfahren und Fußball¬
spielen auf dem Heumarkt im XIV . Bezirke (Linzer Straße—
Avedikgasse) verboten.

Da der Markt aufgelassen und der Platz verbaut wurde
(Straßenbahnhof ), wird die gegenständliche Kundmachung
aufgehoben.

Verkehrsregelung in der Versorgungshcimstraßc im
XIII . Bezirke.

M .Abt . 52/2698/28 . Wien,  am 11. Dezember 1928.
Auf Gruud der 88 77 uud 111 der Verfassuug der

Bundeshauptstadt Wien vom ' 10. November 1920 in der
Fassung des L.G .Bl . für Wien Nr . 14 von 1928 wird
verordnet:

Der zwischen der Lainzer Straße und der Verbindungs¬
bahn gelegene Teil der Versorgungsheim st raße
darf von sämtlichen Fuhrwerken »nr sehr langsam
befahren werden,

Uebcrtrctungen dieser Kundmachung werden mit Geld¬
strafen bis zu 200 8 oder mit Arrest bis zu 14 Tagen
geahndet.

Diese Kundmachung tritt sofort in Kraft.

Fahrverbot an der unteren Alten Donau im
XXI . Bezirke.

M .Abt . 52/1239/28 . Wien,  am 12. Dezember 1928.

Auf Grund der 88 77 und 111 der Verfassung der
Bundeshauptstadt Wien vom 10, November 1920 in der
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Fassung des L.G .Bl . für Wien Nr . 14 von 1928 wird
verordnet:

Das Befahren des von der Wagramer Straße abzwei¬
genden , an der unteren Alten Donau gelegenen Promenade¬
weges mit Fuhrwerken (auch Fahrrädern ) ist verboten.

Ausgenommen von diesem Verbote ist nur das Fahren
mit Handwagen mit einer Ladung im Gewichte von höchstens
100 KZ in den Vormittagsstunden.

Uebertretüngen dieser Kundmachung werden mit Geld¬
strafen bis zu 200 8 oder mit Arrest bis zu 14 Tagen
geahndet.

Rodeln , Skiläufen und Anlegen von Schleifen im
XIX . Bezirke , Verbot.

M .Abt . 52/2535/28 . Wien,  am 27. Dezember 1928.
Mit der Kundmachung des Wiener Magistrates vom

21. Dezember 1926, M .Abt . 52/2911/26 , wurde ausnahms¬
weise  und gegen jederzeitigen Widerruf das Rodeln und
Skiläufen auf folgenden öffentlichen Verkehrswegen im
XIX . Bezirke  gestattet:

Sieveringer Straße außerhalb des Linienamtes,
Krapfenwaldgasse oberhalb des Restaurants , Salmannsdorfcr
Höhe oberhalb des Linienamtes , Hartäckerstraße oberhalb der

^Borkovskygasse , Verbindungsweg vom Eichelhof bis zur
Kahlenbergerstraße , Verbindungsweg vom Eichelhof bis Burg¬
stall, Muckenthalerweg von der Krapfenwaldgasse bis zur
Wildgrube und Waldgrabenweg bis zur Eisernen Hand.

Es haben sich jedoch nach den Mitteilungen der Bezirks¬
vertretung und der Polizeibehörde Uebelstände ergeben, die
aus sicherheits - und verkehrspolizcilichen Gründen den Wider¬
ruf dieser Bewilligung notwendig machen.

Infolge der Nähe des verbauten Stadtgebietes strömen
gerade auf diesen Verkehrswegen Scharen von unerfahrenen
und undisziplinierten Rodlern und Skiläufern zusammen,
gefährden die Sicherheit der Fußgeher und verursachen un¬
liebsame Auftritte . Diese Sportlustigen gefährden sich aber
wegen des großen Andranges und der ungeregelten Aus¬
übung des Sportes auch gegenseitig ; überdies sind sie —
insbesondere auf der Sieveringer Straße — auch durch den
Fuhrwerks (Automobil )verkehr gefährdet.

Aus diesen Gründen sieht sich der Magistrat veranlaßt,
das Rodeln und Skiläufen auch auf den öffentlichen Wegen
des XIX . Bezirkes und damit im ganzen Gcmeindegcbiete
ausnahmslos zu untersagen.

Rodeln , Skiläufen und Anlegen von Schleifen im Wiener
Gemeindegebiete , Verbot.

M .Abt . 52/2535/28 . Wien,  am 27. Dezember 1928.
Auf Grund der HH 77 und 111 der Verfassung der

Bundeshauptstadt Wien vom 10. November 1920 in der
Fassung des ' L .G .Bl . für Wien Nr . 14 von 1928 wird ver¬
ordnet:

1. Das Rodeln , Skilaufen und Anlegen so¬
genannter „Schleifen " ist auf öffentlichen
Verkehrsf lachen (Straßen , Gassen, Wegen und
Plätzen ) des Wiener Gcmcindcgcbietes aus Sicherheits¬
gründen ausnahmslos  verboten.

2. -Der mit Zustimmung der Grundeigentümer auf
P r i v a t grundstücken betriebene Rodel - und Skisport ist
derart  auszuüben , daß unter keinen Umständen öffent¬
liche Verkehrswege,  auch nicht im Auslaufe , berührt
werden.

Uebertretüngen dieser Kundmachung werden mit Geld¬
strafen bis zu 200 8 oder mit Arrest bis zu 14 Tagen
geahndet.

Diese Kundmachung tritt sofort in Kraft.
Die Magistratskundmachung vom 21. Dezember 1926,

M .Abt . 52/2911/26 , betreffend das Rodeln , Skilaufen und
Anlegen von Schleifen im Wiener Gcmcindegebicte wird hie-
mit aufgehoben.

FuhrwerkSvcrkehr bei der Staatsoper zur Zeit der
Vorstellungen (Veranstaltungen ) .

M .Abt . 52/2916/28 . Wien,  am 3. Jänner 1929.

Auf Grund der dem Magistrate im Artikel III,
Punkt 18, der Verordnung der Wiener Landesregierung vom
27. September 1928, L.G .Bl . für Wien Nr . 39 von 1928,
erteilten Ermächtigung wird für die Zu - und Abfahrt und

die Ausstellung der Fuhrwerke bei Vorstellungen (Veranstal¬
tungen ) in der Staatsoper  folgendes angeordnet:

I . Zu - und Abfahrt.  Zum Haupteingangc der
Staatsopcr bei Beginn und Schluß der Vorstellungen (Ver¬
anstaltungen ) haben alle Wagen in der Richtung von der
Operngasse zur Kärntnerstraße unter Benützung des stadt¬
seitigen Teiles der Opcrugassc oder der stadtscitigen Sciten-
sahrbahn der Ringstraße zuzufahren . Die Abfahrt
vom Haupteingange ist nur in der Richtung gegen die
Kärntnerstraße gestattet.

II . W a g e na u fst c ll u n g. 1. Die Wagen sind ans
folgenden Plätzen aufzustcllcn : Wagen der Würden¬
träger  in der stadtscitigen Scitenfahrbahn des Opern¬
ring cs  am Rande des Gehsteiges vor de» Häusern Nr . 4
bis 8, die Motorhauben gegen die Oper gerichtet , unter
Frcihaltung der Hauseingängc . 2. Bestellte  Wagen in
der gleichen Scitenfahrbahn am Rande der Gchallce gegen¬
über den obgenanntcn Häuser » mit gleicher Richtung der
Motorhauben . 3. Nicht bestellte Wagen (Platzkraft-
wagen)  in der O p c r n g a s s e entlang des Gehsteiges vor
den Häusern Nr . 2 bis 8, jedoch nicht über die Hausecken
Operngassc Nr . 2 und 8 hinaus , die Motorhauben gegen die
Ringstraße gerichtet , unter Frcihaltung der Hauseingängc
»nd des Einganges in das Opcrnrestaurant . Dieser Stand¬
platz darf erst eine  Stunde vor Schluß der Opern¬
vorstellungen (Veranstaltungen ) bezogen werden und muß
spätestens eine halbe  Stunde nach Beendigung der Vor¬
stellungen (Veranstaltungen ) geräumt sein. 4. Wagen von
Th e at e r a n g e h ö r i g e n in der Hanuschgasse  unter
Freihaltung der Zu - und Einfahrt zur Zentralgaragc
Hanuschgasse Nr . 3. 5. Wagen der Selbstfahrer
(Herrenfahrer ) in der Seitenfahrbahn der Ringstraße
vor dem Hetnrichshof (Opernring Nr . 1 bis 5) entlang
des Gehstciaraudes , die Motorhauben schräg gegen die
Operngasfe gerichtet, unter Freihaltung des Einganges in
den Heinrichshof.

III . Zufahrt zu den Häusern Opernring
Nr . 4 bis 10. Während der Zeit der beiderseitigen Aufstellung
von bestellten Wagen und Wagen der Würdenträger in der
Seitensahrbahn des Opernringes  darf zu den Häusern
Opernring Nr . 4 bis 10 nur in der Richtung vom Goethe-
Denkmal zur Operngassc zugesahren werden . Die Durch¬
fahrt  durch diese Scitenfahrbahn ist verboten.

IV . Uebertretüngen  dieser Verordnung werden
gemäß H 15 des Gesetzes vom 21. September 1928, L .G .Bl.
für Wien Nr . 38 von 1928, über die Straßenpolizei , soweit
sic sich nicht auf Bundesstraßen bezieht, mit Geldstrafen bis
zu 200 8 oder Arreststrafen bis zu 14 Tagen bestraft.

V . Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Kund¬
machung in Kraft.

Die Bestimmungen des Abschnittes II Staatsoper
der Kundmachung vom 1. Oktober 1928, M .Abt . 52/2271/28,
betreffend die Regelung des Fuhrwerksverkehres bei der
Staatsopcr treten hiemit außer Kraft.

Verkehrsregelung in der Lenau - und Schlösselgassc im
VIII . Bezirke.

M .Abt . 52/2296/28 . Wien,  am 8. Jänner 1929.
Auf Grund der Hs 77 und 111 der Verfassung der

Bundeshauptstadt Wien vom 10. November 1920 in der
Fassung des L.G .Bl . für Wien Nr . 14 von 1928 wird
verordnet:

Die Durchfahrt durch die Lenau  gaffe sowie durch
die Schlösse!  gaffe zwischen der Tulpengaffe und Floriani-
gasse wird für Lastkraftwagen  und sonstiges Schwer-

uhrwcrk  verboten.
Uebertretüngen dieser Verordnung werden mit Geld¬

strafen bis zu 200 8 oder mit Arrest bis zu 14 Tagen
geahndet . „ ' ^

Die Magistratskundmachung vom 19. Jänner 1924,
M .Abt . 52/120/24 , betreffend Verkehrsregelung in den oben
genannten Gassen wird aufgehoben.

Verkehrsregelung für die zwischen Graben und Augu-
stinerstraste, Kärntnerstraße und Kohlmarkt gelegenen

Straßenzüge im I . Bezirke.
M .Abt . 52/55/29 . Wien,  am 14. Jänner 1929.

Auf Grund der HH 77 und 111 der Verfassung der
Bundeshauptstadt Wien vom 10. November 1920 in der
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Fassung dcs L.G .Bl . für Wien Nr . 14 von 1928 wird
verordnet:

I . Als Einbahnstraßen werden erklärt und dürfen
im ganzen Verlaufe oder in der angegebenen Teilstrecke nur
in der folgenden Richtung befahren werden:

1. Die Seiler  gaffe vom Graben zur Plankengasse,
2. die Plankcngassc  vom Neuen Markt zur Stall-

burggaffc,
3. die Spiegelgassc  vom Lobkowitzplatz zum Graben,
-O die D o r o t h e e r gaffe in dem Teil zwischen

Graben und Stallburggaffe vom Graben her , in dem engen
Teil zwischen Angustinerstraße und Versatzamt von der
Äugustinerstraßc her,

5. die S t a l l b u r g gasse in dem Teil zwischen Doro-
thcergaffe und Habsburgergaffe von der Dorothcergasse her,

6. die Brauner  straße vom Graben zum Josessplay,
7. die H a b s b u r g e r gasse in dem Teil zwischen

Stallburggaffc und Graben von der Stallburggasse her.
II . In den genannten Straßcnzügcn dürfen sich Fuhr¬

werke nur auf der linken  Seite der gestatteten Fahrtrich¬
tung und nur in einer  Reihe durch längere Zeit
auf stellen;  eine Ausstellung aus der rechten  Seite ist
nur so lange gestaltet , als für das Aus - und Einstcigcn von
Fahrgästen , das Bezahlen dcs Fuhrlohnes oder das Auf-
nnd Abladcn von Gegenständen unbedingt notwendig ist.
Das Ans - und Abladen hat stets mit möglichster Beschleuni¬
gung zu geschehen.

III . Bon den Bestimmungen dieser Kundmachung sind
ausgenommen  zu Rettungs - oder Hilfsaktioneil fah¬
rende Wagen der Feuerwehr , der freiwillige » Rettungsgcsell-
schaft und der Polizeibehörde , ferner Kehrzügc und Schnee¬
pflüge der Straßcnsäuberung bei Arbeitsfahrten und Kranken-
transportwagcn der Gemeinde Wien.

I V. Uebertretungen dieser Kundmachung werden mit
Geldstrafen bis zu 200 8 oder Arreststrafen bis z» 14 Tagen
geahndet.

V. Diese Kundmachung tritt für jede der genannten
Straßen (Gassen) mit dem Tage ihrer Kennzeichnung als
Einbahnstraße in Kraft.

VI . Die Magistratskundmachung vom 21. Jänner 1911,
M .Abt . 1V/2876/10 , betreffend die Fahrtrichtung in der
Bräuncrstraßc wird durch diese Kundmachung gegenstandslos.

Gerichtliche Entscheidungen.
Gepfändete Bcstandrechte , Verwertung.

M .Abt . 5/333/28 . Wien  am 13. Dezember 1928.
Der Wiener Magistrat hat gegen einen Steuerschuldner,

der keinerlei Vermögensobjekte besaß und gegen den alle
bisher geführten Exekutionen fruchtlos verlaufen sind, die
Pfändung feines Bestandreckües an seinem Gcschäftslokal
erwirkt . Zur Verwertung dieses Pfandrechtes wurde beim
Exekutionsgcrichtc die Exekution durch Zwangsverpachtung
dieses zugunsten der vollstreckbaren Stenerforderung gepfän¬
deten Bcstandiechtes bcantragl.

Das Exctutionsgcricht hat mit Beschluß vom 22. Sep¬
tember 1928, Z . 6 bl 2233/28/2 , diesen Antrag abgcwiesen,
da nach ß 334 der Exckutionsordnnng lediglich die Zwangsver¬
waltung zulässig und eine Zwangsvcrpachtung überdies be¬
grifflich nur dort möglich ist, wo der Bcstandvertrag ein
Pachtverhältnis ist.

Dem dagegen von der Gemeinde Wien cingcbrachten
Rekurse hat das Landesgericht für Zivilrechtssachen mit
Beschluß vom 8. Oktober 1928, Z . 41 R 1542/5/28 , Folge
gegeben, den angefochtenen Beschluß aufgehoben und dem
Erstgcrichtc aufgetragcn , über den Antrag auf Zwangsver-
pachtnng unter Abstandnahme von den gebrauchten Ab-
wcisungsgründen nach Ergänzung des Verfahrens neuerlich
Beschluß zu fassen.

Dem dagegen ergriffenen Rcvisionsrckursc hat der
Oberste Gerichtshof mit Beschluß vom 6. November 1928,
Z . 1 Ob 950/1/28 , keine  Folge - gegeben.

Begründung:
Nach dem Vorbringen der Parteien kann als sicher an¬

genommen werden , daß es sich um die Exekution auf das
der Verpflichteten an einem Gcschäftslokal in Wien zn-
stehcndc Bcstandrecht handelt . Dieses Bcstandrecht will die
Verpflichtete deshalb als exekutionsfrci angesehen wissen,
weil der Bcstandgegenstand unter dem Schutze des Mietcn-

gcsetzes stehe, weil im Hinblicke auf die Bestimmungen dieses
Gesetzes Mietrechte nicht mehr als Gegenstand des freien
Verkehrs behandelt werden könnten , folglich auch nicht der
Veräußerung aus freier Hand oder durch Versteigerung
unterlägen und weil dem Richter bei der Bewilligung der
Exekution die Möglichkeit fchte, die etwa für den Mieter
nnenilehrlicken Räume festzustellen und auszuscheiden . Diese
Bedenken sind nur insofern stichhältig, als nach feststehender
Rechtsprechung die Beschränkungen dcs Mietengesetzes die
Verwertbarkeit von Bcstandrcchten beeinträchtigen und als
es wegen der Schwierigkeit , allenfalls Unmöglichkeit der Er¬
zielung eines Ertrages unter Umständen sogar zur Ein¬
stellung der Exekution kommen kann . Dies macht aber
die Exekution , namentlich die Pfändung
von Bestandrechten , nicht schlechthin unmög¬
lich.  Es ist vielmehr Sache des Exekutionsgerichtes , nacb
Vernehmung der Parteien und nach Erhebungen , wie sie
hier vom Rekursgerichte aufgctragen wurden , zunächst über
die Möglichkeit einer Verwertung des Bestandrechtes an
sich und dann über die beantragte Art der Verwertung
Beschluß zu fassen.

Die betreibende Gläubigerin will das Bcstandrecht der
Verpflichteten durch Zwangsverpachtung verwerten , deren
Zulässigkeit die Verpflichtete damit bestreitet , daß eine
Zwangsverpachtung begrifflich nur bei Pachtrechten , nicht
aber bei Mietrechten möglich sei; nur bei Bestandgegcn-
ständen, die ihrer Art nach erst bei entsprechender Bearbei¬
tung bei Benützung „durch Fleiß und Mühe " (K 1091 a . b.
G .B .) einen Ertrag abwcrfcn , was bei einem Geschäfts¬
räume nicht zutreffe , sei eine Zwangsvcrpachtung zulässig.
Dies ist irrig . Denn die Exekutionsordnung stellt im Z 334
bei „Rechten , die eine andere zugunsten dcs betreibenden
Gläubigers verwertbare Benützung beweglicher oder un¬
beweglicher Sachen gewähren ", also auch bei Bestandrechten
überhaupt die Bewilligung der Zwangsvcrwaltung als die
Regel hin , von der nach s 340 dann abgcgangcn werden
kann, wenn dies zur Vermeidung bedeutender Verwaltungs¬
kosten oder aus anderen Gründen vorteilhafter erscheint; in
diesem Falle kann anstatt der Zwangsvcrwaltung die Ver¬
wertung durch Verpachtung angcordnet werden . Es haben
also Zweckmäßigkeitscrwägungen und das Ermessen des
Richters die Art der Verwertung zu bestimmen (§ 331,
Absatz 2, der Exckutionsordnung ), wobei allerdings das
Wesen des betreffenden Rechtes nicht außeracht gelassen
werden darf . Daß die Verwertung eines Geschäftslokales,
namentlich eines solchen mit Einrichtung bei einer Zwangs¬
vermietung dauernde Nutzungen abwerfen kann, läßt sich
nicht von vornherein bestreiten . Ob dies bei dem in Frage
stehenden Geschästslolal möglich ist, kann derzeit nicht be¬
urteilt werden und wird sich erst aus Grund der Erhebungen
Herausstellen , Daher konnte dem Revisionsrekurse nicht statt¬
gegeben werden.

Landesbiirgcrschaft , Wiedererlangung , zweijährige Frist
für die Geltendmachung im Falle der Auflösung der Ehe.

M .Abt . 50/III/13097/28.
Wien,  am 21. November 1928.

Die im tz 11, Absatz 1, des Gesetzes vom 30. Juli 1925,
B .G .Bl . Nr . 285, festgesetzte zweijährige Frist (Wieder¬
erlangung der zur Zeit der Minderjährigkeit verlorenen
Landesbürgcrschaft nach erlangter Volljährigkeit ) gilt auch für
Ansuchen nach s 11, Absatz 2 (Wiedererlangung der durch
Eheschließung verlorenen Landeshürgcrschaft der Ehefrau ini
Falle der Auflösung der Ehe ). Der Lauf der Frist nach
Absatz 2 beginnt mit dem Zeitpunkte des Todes dcs Ehe¬
gatten oder der Auflösung der Ehe dem Bande nach.

Erkenntnis des Verwaltungsgcrichtshofes vom 30. Okto¬
ber 1928, Z . A 702/4/27.

Der Verwaltnngsgcrichtshof hat über die Beschwerde
der Maria Rosa N . in Wien gegen die Entscheidung der
Wiener Landesregierung vom 12. Juli 1927, Z . 3713, be¬
treffend Staatsbürgerschaft zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgcwiesen.
E n t s ch c i d u n g s g r ü n d c:

Die im Jahre 1889 in Wien geborene Beschwerde¬
führerin war zufolge Zuständigkeit ihrer Eltern österreichische
Staatsbürgerin und in Wien zuständig . Infolge ihrer Ver¬
ehelichung im Jahre 1914 ist sic italienische Staatsbürgerin
geworden . Ihr Gatte starb im Jahre 1921 in Peseta . Scholl
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im März 1920 kehrte die Beschwerdeführerin nach Wie»
zurück . Im Jahre 1927 stellte sie die Bitte , ihr im Sinne
des § 11 , Ab,atz 2, des Gesetzes vom 30 . Juli 1925 , B .G .Bl.
Nr . ^285 , die Landesbürgerschaft im Lande Wien und damit
im Sinne des 8 11 , Absatz 3 , auch das Heimatrecht in Wien
zu verleihen . Mit dem Be,chlus,e vom 12 . Juli 1927 hat der
wiener Stadtsenat als Landesregierung , ohne sich mit den
übrigen Voraussetzungen des erhobenen Anspruches zu
besagen , gemäß 8 16 des Gesetzes vom 30 . Juli 1925,
B .G .Bl . Nr . 285 , ausgesprochen , haß der im Sinne des
8 11 , Absatz 2 , dieses Gesetzes erhobene Anspruch auf Wieder¬
erlangung der Wiener Landesbürgerschast nicht zu Recht
besteht , weil er nicht binnen zwei Jahren nach Auflösung
der Ehe durch den Tod des am 26 . Mai 1921 in Peseta
verstorbenen Gatten erhoben wurde.

Die Beschwerde bestreitet zunächst , daß die zweijährige
Frist des 8 11 , Absatz 1, des erwähnten Gesetzes auch .für
die Fälle des Absatzes 2 gelte ; dies mit Unrecht . Gemäß
8 11 , Absatz 2, kann Frauen , die durch Verehelichung mir
einem Ausländer die Landesbürgerschaft verloren haben,
sofern die Ehe durch den Tod des Ehegatten oder dem
Bande nach gelöst ist , die Wiedererlangung der Landes¬
bürgerschast unter den gleichen  Voraussetzungen nicht
versagt werden , unter denen sie im 8 11 , Absatz 1, Per¬
sonen nach erlangter Volljährigkeit eingcräumt ist, die ihre
Landesbürgerschast noch zur Zeit ihrer Minderjährigkeit ver¬
loren haben . Da nun der Absatz 1 die Geltendmachung des
Anspruches an eine Frist von zwei Jahren knüpft , so muß
diese Frist nach dem Wortlaute „unter den gleichen  Vor¬
aussetzungen " auch für die Frauen des Absatzes 2 gelten.
Der Zeitpunkt aber , von dem diese zu laufen beginnt , kann
nur jener des Todes des Ehegatten oder der Auflösung der
Ehe dem Bande nach sein , da der Absatz 2 den Anspruch
auf Wiedererlangung der Landesbürgerschast an die Beendi¬
gung der Ehe knüpft und er daher von diesem Zeitpunkte
an wirksam wird . Diese Rechtsanschauung ergibt sich zwangs¬
läufig aus dem Wortlaute und Zusammenhänge der beiden
Absätze (8 6 a . b . G .B .) .

Auch die weitere Behauptung der Beschwerde , daß diese
Frist , selbst wenn sic gelten sollte , erst vom 1. Oktober 1925
an , dem Tage des Wirksamkeitsbeginnes des Gesetzes , zu
laufen beginne , ist unrichtig . Denn 8 11 enthält weder im
Absatz 1 noch im Absatz 2 eine derartige Bestimmung und
gemäß 8 t des erwähnten Gesetzes richtet sich der Erwerb
und Verlust der Landes - und Bundesbürgerschaft in H i n-
kunft  nach den Bestimmungen dieses Gesetzes . Es ist daher
ausdrücklich jede Rückwirkung des Gesetzes ausgeschlossen
worden . Die Worte „in Hinkunst " können nur die Bedeutung
haben , daß ausschließlich künftige Fälle unter das Gesetz
fallen oder mit anderen Worten , daß der vom Gesetz ge¬
forderte Tatbestand nach Eintritt der Wirksamkeit des Ge¬
setzes vorhanden sein muß und daher auch die vom Zeit¬
punkte der Beendigung der Ehe zu berechnende zweijährige
Frist zur Geltendmachung des Anspruches auf Wieder¬
erlangung der Landesbürgerschast am 1. Oktober 1925 noch
nicht abgelaufen sein darf . Infolgedessen kann in jenen
Fällen , in denen diese Frist am 1 . Oktober 1925 bereits
abgelaufen ist , ein Anspruch nicht mehr gestellt werden . Da
somit die Beschwerde schon aus diesem Grunde unbegründet
ist , erübrigt es sich, auf die Frage einzugehen , ob die übrigen
Voraussetzungen des erhobenen Anspruches vorhanden sind.

Feilbietcn von Obst im Umherziehen , Unzulässigkeit der
Führung von Orangen.

M .Abt . 53/12877/28 . Wien,  am 24 . Dezember 1928.

Organgen fallen nicht unter den Begriff „ Obst " im
Sinne des 8 60 , Absatz 2 , der Gewerbeordnung.

Erkenntnis des Vcrwaltungsgerichtshofes vom 11 . De¬
zember 1928 , Z . 808/5/27.

Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde
der P . H . gegen die Entscheidung des Bürgermeisters von
Wien als Landeshauptmannes vom 18 . Juli 1927,
M .Abt . 53/4877/27 , betreffend eine Verwaltungsstrafe (Feil-
bieten von Orangen im Umherziehen ) zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe:

Mit Erkenntnis des magistratischen Bezirksamtes für
den VII . Bezirk vom 3 . März 1927 wurde die Beschwerde¬
führerin wegen Uebertretung nach 8 2 des Gesetzes vom

4 . September 1852 , R .G .Bl . Nr . 252 , durch Feilbieten von
Orangen aus der Straße im Umherziehen nach 8 ' 19  des
erwähnten Gesetzes bestraft . Der Angebrachten Berufung
wurde mit dem angefochtenen Bescheide keine Folge gegeben.

Die Beschwerde bestreitet , daß Orangen von der Bc-
günstigung des 8 60 , Absatz 2, der Gewerbeordnung —
Feilbieten von Obst im Umherziehen — ausgenommen sind;
dies mit Unrecht . Denn die Ausnahmsbesttmmung des 8 60,
Absatz 2 , wurde , wie auch aus den Materialien (Regierungs¬
vorlage , Bericht des Gewerbeausschnpcs ) zum Gesetze vom
25 . Februar 1902 , R .G .Bl . Nr . 49 , hervorgeht , zugunsten
der inländischen  Produzenten getroffen . Orangen
werden aber im Jnlande nicht marktfähig produziert , fallen
daher nicht unter 8 60 , Absatz 2, und sind aus diesem
Grunde daselbst nicht angeführt worden . Dem Begriffe „Obst"
können sic nicht untergeordnet werden , da sie sowohl nach
dem allgemeinen Sprachgebrauchs wie auch nach dem
Handelsgebrauche (vgl . Einteilung des Zolltarifes ) nicht als
Obst , sondern als Südfrüchte bezeichnet werden . In Ueber-
cinstimmung mit dieser Rechtsauffassung hat auch schon der
Erlaß der ehemaligen k. k. niederösterreichischen Statthalterei
vom 12 . Juli 1903 , Z . 267 , Norm . Sammlung Nr . 6289,
ausgesprochen , daß Orangen und Zitronen als Südfrüchte
nicht unter die Bestimmungen der Gewerbeordnung über den
Handel >mit land - und forstwirtschaftlichen Erzeugnissen
fallen und daher in einer auf Grund des 8 60 der Gewerbe¬
ordnung zu treffenden Verfügung nicht berücksichtigt werden
können.

Wenn schließlich die Beschwerde behauptet , daß nach
8 60 der Gewerbeordnung in alter Fassung Orangen zu
den Artikeln des täglichen Verbrauches gehörten und daher
auf Grund des Gewerbescheines für das Feilbictcn im
Umherziehen verkauft werden durften , so ist darauf hinzu¬
weisen , daß der Umfang einer Gewerbeberechtigung nach
dem jeweils geltenden Gesetze zu beurteilen ist , frühere ge¬
setzliche Bestimmungen können nur insoweit berücksichtigt
werden , als sie zugunsten bereits bestehender Gewcrbcrechte
im neuen Gesetze ausdrücklich aufrecht erhalten worden sind.
Eine derartige Bestimmung findet sich im erwähnten Gesetze
von 1902 nicht . Es findet daher auf den vorliegenden Fall,
wenn auch diö Gewerbeberechtigung der Beschwerdeführerin
noch aus der Zeit vor Wirksamkeitsbeginn des Gesetzes von
1902 stammt , nur dieses Gesetz , aber nicht jenes von 1883
Anwendung . Nur nebenbei sei bemerkt , daß auch nach diesem
letzteren Gesetze aus den gleichen Erwägungen wie hin¬
sichtlich des Gesetzes von 1902 Orangen vom Feilbieten im
Umherziehen ausgenommen waren.

Kranlenversicherungspflicht von Angestellten auslän¬
discher Schiffahrtsunternehmungen.

M .V .A . lX/9974/28 . Wien,  am 29 . Dezember 1928.

Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 9 . Oktober
1928 , Z . -4 636/27.

Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde
der Continentalen Motorschiffahrts -A . G . in Wien gegen die
Entscheidung des Bundesministeriums für soziale Verwal¬
tung vom 27 . Mai 1927 , Z . 38359/Abt . V/27 , betreffend
Kranken - und Arbeitslosenversicherung zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgcwiesen.

Entscheidungsgründe:

Die beschwerdeführende Schiffahrtsgesellschaft ist eine
holländische Firma mit dem Sitze in Amsterdam . In Wien
besitzt sie erst seit dem Jahre 1926 eine Repräsentanz . Sie
betreibt auf der Donau zwischen Passau und Galatz den
Frachtverkehr . Laut Auszug aus dem Schiffslogbuche war
bei ihr der Matrose Raimund G . vom 15 . Mai 1923 bis
30 . September 1924 und der Maschinist Franz Z . vom
1. September 1923 bis 31 . Juli 1925 bedienstet . Während
dieser Zeit wurde ersterer durch 91 Tage und letzterer durch
250 Tage auf der innerhalb des österreichischen Bundes¬
gebietes gelegenen Strecke des Donaustromes beschäftigt.
Beide waren in Oesterreich zur Krankenversicherung nicht
angemeldet , sondern nur bei der ungarischen Schifferkranken¬
kasse in Budapest versichert . Mit Bescheid des magistratischen
Bezirksamtes für den IX . Bezirk in Wien vom 1. Oktober
1926 , Z . 8521/26 , wurde über Antrag der industriellen
Bezirkskommission die beschwerdeführende Firma gemäß 8 34,
Absatz 1 und 3 , des Arbeitslosenversicherungsgesetzes in der
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Fassung des Bundesgesctzcs vom 5. Dezember 1924, B .G .Bl.
Nr . 428, für verpflichtet erkannt , dem Bunde als Ersatz
eines Teiles der für Raimund G . aufgewendeten Arbeits¬
losenunterstützung den Betrag von 109-86 8 und als Ersatz
der für Franz Z . aufgewcndcten Arbeitslosenunterstützung
den Betrag von 596-70 8 zu bezahlen . Der Berufung gegen
diesen Bc >cheid wurde mit der angefochtenen Entscheidung
keine Folge gegeben.

Die Beschwerde wendet zunächst ein, die beiden Maschi¬
nisten seien ihrer Beschäftigung nicht auf dem Gebiete der
Republik Oesterreich nachgegangen , sondern hätten auf der
Donau , einem nach dem Beiträge von St . Germain cxi-
msertcn Gebiete , ihren Beruf ausgeübt . Gegenüber dieser
Einwendung genügt es gemäß K 42 der Dienstvorschrift
des Verwaltungsgerichtshoses , auf die Gründe des Erkennt¬
nisses des Verwaltungsgerichtshoses vom 23. Juni 1925,
Z . ^ 483/24 , Nr . 13921 der Sammlung , hinzuweiien,
wonach bereits in dem Erkenntnisse vom 16. Oktober 1924,
Z . ^ 163/23 , Nr . 13645 1̂ der Sammlung , ausgesprochen
wurde , daß innerhalb der Grenzen der Republik Oesterreich
die rechtliche Beschaffenheit des Donaustromes als öster¬
reichischen Bundesgebietes unbeschadet der Bestimmungen des
Staatsvertrages von St . Germain eine Acnderung nicht er¬
fahren hat und der Donaustrom nach wie vor als öffent¬
liches Gut im Sinne des 8 287 a . b. G .B . und des § 2
des Wasserrcchtsgcsetzes vom 30. Mai 1869, R .G .Bl . Nr . 93,
anznsehcn ist.

Auch die weiteren Einwendungen der Beschwerde, daß
die beiden Genannten Angestellte einer holländischen Firma
gewesen seien, die zur Zeit der Beschäftigung der beiden
reine Repräsentanz in Oesterreich hatte , und daß durch die
Verpflichtung zur Krankenversicherung die durch den Staats¬
vertrag von St . Germain garantierte Freiheit der Schiff¬
fahrt beschränkt werde, sind nickt stichhältig . Wesentlich ist,
daß die bejchwerdcführcnde Firma ihr Unternehmen auch
aus österreichischem Bundesgebiete,  also im
Geltungsbereiche des Krankcuvcrsichcrnngsgcsetzcs betrieben
hat und daß die beiden fraglichen Personen im Dienste der
Unternehmung durch 91, beziehungsweise 250 Tage im
österreichischen Bundesgebiete  verwendet wur¬
den. Da das Krantcnvcrsicherungsgesetz zwischen inländischen
und ausländischen Unternehmungen keinen Unterschied macht
und die Tätigkeit der beiden Angestellten eine berufsmäßige
war , fallen sie unter die Bestimmung des 8 1, Absatz 1,
des Krankenvcrsichcrungsgesetzcs (Lextverordnung vom
20. November 1922, B .G .Bl . Nr . 859) und die Unter¬
nehmung hatte gemäß 8 7 o des Krankenversicherungsgcsetzes
die Verpflichtung , sie bet der zuständigen österreichisch:»
Kasse zur Krankenversicherung anzumelden . Eine Verletzung
der Freiheit der Schiffahrt wird durch diese Verpflichtung
nicht begründet , da Artikel 292 des Staatsvertrages von
St . Germain bloß bestimmt, daß die Staatsangehörigen,
das Gut und die Flagge aller Mächte auf dem Fuße voll¬
kommener Gleichheit behandelt werden müsse» . Die Ver¬
pflichtung zur Anmeldung von Angestellten zur Kranken¬
versicherung trifft abex die inländischen Schiffahrtsnntcr-
nehmungen in gleicher Weise wie die ausländischen . Steht
nun die Verpflichtung der beiden Bediensteten zur Kranken¬
versicherung fest, so unterliegen sie auch infolge ihrer Be¬
schäftigung im österreichischen Bundesgebiet der Arbeits¬
losenversicherung und die Ersatzpslicht der befchwerdeführen-
den Firma infolge unterlassener Anmeldung der beiden zur
Krankenversicherung ist im Gesetze begründet . Auf die von
der Beschwerde aufgeworfene Frage der Unfallversicherung
war gemäß den 88 5 und 6 des Gesetzes über den Vcr-
waltungsgcrichtshof nicht einzugehen , da sie nicht Gegenstand
des Administrativvcrfahrcns war . Die Frage der Durchführ¬
barkeit der Krankenversicherung in Oesterreich vermag , wie
bereits in dem erwähnten Erkenntnisse Nr . 13921 der Samm¬
lung ausgesprochen wuchde, auf die Rechtslage keinen Einfluß
auszuübcn . Im übrigen geht gerade ans dem vorliegenden
Tatbestände die Notwendigkeit dieser Versicherung hervor,
da die beiden Bediensteten in Oesterreich die Arbeitslosen¬
versicherung in Anspruch nehmen mußten . Eine Mangel¬
haftigkeit des Verfahrens liegt nicht vor , da der wesentliche
Tatbestand aktenmäßig feststeht und auch die angefochtene
Entscheidung in ausreichender Weise begründet ist.

Verzeichnis der im Bundcsgesetzblattc für die Rcpublil
Oesterreich und im Landcsgcsctzblattc für Wien ver¬
öffentlichten Gesetze, Vollzugsanweisungen , Verord¬

nungen und Kundmachungen . -
Bundesgesetzblatt.

1928.
280. Druckfehlerbcrichtigung.
281. Abänderung des der Warcnumsatzsteuer -Durch-

führungsverordnung angcschlossenen Verzeichnisses der Luxus-
gegenstände . --

282. Geltungsbereich des internationalen Reblaus-
Übereinkommens.

283. Ratifikation des Sklavereiübereinkommens durch
Italien.

284. Beitritt Spaniens zur „Fakultativen Bestimmung"
betreffend die Anerkennung der Gerichtsbarkeit des ständigen
internationalen Gerichtshofes.

285. Beitritt Oesterreichs zum internationalen Ab¬
kommen zur Schaffung eines internationalen Tierseuchen¬
amtes in Paris.

286 Beitritt Abessiniens zum Uebcrcinkommcu und
Statut über das internationale Regime der Eisenbahnen.

287. Durchführung der Wareuumsatzsteuerversrdnnnq im
Einfuhrvertehre.

288. Uebereinkominen über die Glcichbehandlung ein¬
heimischer und ausländischer Arbeitnehmer bei Entschädigung
aus Anlaß von Betriebsunfällen und Berufskrankheiten.

289. Abänderung der Beilagen zum Ucbereinkommen mit
Ungarn betreffend die Regelung des Pcrzoncnverkehres im
kleinen Grenzverkehr.

290. Errichtung von Landarbciterversicherungsanstaltc ».
291. Listen der Eisenbahnstrecken , auf die die inter¬

nationalen Ucbereinkommen Uber den Eiseubahn -Perjoneu-
und Gepäckvertehr sowie über den Eiscnbahn -Fracktcnverkehr
Anwendung finden.

292. Abänderung der Vorschriften über die nur bedin¬
gungsweise zur Eiscnbahnbcförderuug zugelassenen Gegen¬
stände.

233. Wiederverlautbarnng des Gesetzes über die Kranken¬
versicherung der Bundesangestellten.

294. Krankenversicherung der in Greuzortcn des Aus¬
landes wohnhaften Bundesangcstclllen.

295. Amnestie 1928.
236. Durchführung der Amnestie 1928.
237. Giftgcsetz.
238. Bewertung der Sachbezüge für Zwecke der Land-

arbeitcrversichcrung.
29L. Bierwürzelontrollmeßapparate -Verordnung.
360. Markenschutz im - Verhältnisse zu dem Vereinigten

Königreiche von Großbritannien und Nordirland.
301. Beitritt der Südafrikanischen Union zum revi¬

dierten Berner llebereintommcn zum Schutze von Werken
der Literatur und Kunst.

302 . Einhebung der Pflichtvcrbandsbciträgc.
303. Aushebung von sechs vom Verfassungsgcrichtshofe

als gesetzwidrig erkannten Verordnungen.
304. Aufhebung von sechs vom Verfassnngsgccichtshafe

als gesetzwidrig erkannten Verordnungen.
305. Einberufung der Bundcsvcrsammlnng zur Neu¬

wahl des Bnndespräsidenten.
306. Abänderung der Verwahrungsgcbührenvcrordnung.
307. Durchführung der Altersfürsocgc nach dem Land-

arbeitcrversichcrungsgesetze.
308. Hinterlegung der Ratifikationsurkunde des König¬

reiches der Serben , Kroaten und Slovenen zu dem Berncr
Uebereinkommen über den Eisenbahn -Personen - und Gc-
päcksvcrkchr und über den Eisenbahnsrachtvcrkehr

309. Erweiterung des Geltungsbereiches der inter¬
nationalen Opiumkonvention.

310 . Abänderung der III . Durchführungsverordnung
zum Angcstelltenversichcrungsgesetz.

311. Einlösung von Privatbahnen und Sicherstellung
des Betriebes von bnrgcnlündische » Privatbahulinic » .

312 . Erster Nachtrag zur Landtafelvcrordnuug.
313. Ratifikation des Uebercinkommens über die Gleich-

bchandlnng einheimischer und ausländischer Arbeitnehmer bei
Entschädigung aus Anlaß von Betriebsunfällen und Be¬
rufskrankheiten durch Japan.

314. Herabsetzung der Regiebeiträge des Abrechnnngs-
amtes.
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315 . Beitritt des Königreiches der Serben , Kroaten
und Slovenen zum Pariser Unionsvertrag zum Schutze des
gewerblichen Eigentums und zum Madrider Abkommen
betreffend die internationale Registrierung von Fabriks - oder
Handelsmarken.

316 . Beitritt der spanischen Zone von Marokko zum
Madrider Abkommen betreffend die internationale Registrie¬
rung von Fabriks - oder Handelsmarken.

317 . Beschluß der Bundesversammlung über die Wahl
des Bundespräsidenten.

318 . X . Novelle zum Jnvalidcnentschädigungsgesetz.
319 . Gewährung einer Sondcrzahlung an die Bundcs-

angestellten und die Pensionsparteien des Bundes.
320 . Ermittlung des Unterrichtsgcldes und Verteilung

der Taxen an der Fachhochschule für Musik und darstellende
Kunst.

321 . Erzeugung oder Zurichtung von Etz- und Trink-
gcschirren , dann von Geschirren und Geräten , die zur Auf¬
bewahrung von Lebensmitteln oder zur Verwendung dabei
bestimmt sind, sowie Verwendung von Farben und gesund¬
heitsschädlichen Stoffen bei Erzeugung von Lebensmitteln
(Nahrungs - und Genußmitteln ) und Gebrauchsgegenständen.

322 . Abänderung der Staatsprüfungsordnung für die
Technischen Hochschulen.

323 . Einziehung der auf Kronenwährung lautenden
allgemeinen Stcmpclmarkcn.

324 . Lohnlisten für Zwecke der Landarbeitcrvcrsicherung.
325 . Druckfchlerberichtigung.
326. Durchführung der Landarbciterversicherung hin¬

sichtlich der bet mehreren Arbeitgebern und der unständig
Beschäftigten.

327 . Verlängerung der Frist zur Einstellung des
Zahlenlottos.

328 . Vorschrift für die Lehrbefähigungsprüfungen.
329. V . Durchführungsverordnung zum Angestellten-

versicherungsgcsetz.
330 . Gewährung einer Sondcrzahlung an die Vcrtrags-

angestcllten des Bundes.
331 . Gewährung einer Sondcrzahlung an die an mitt¬

leren und niederen Unterrichtsanstalten des Bundes zur aus-
hilfsweisen Verwendung herangezogencn Lehrer (Hilfslehrer)
und Rebenlehrer.

332 . Acnderung des Zolltarifgesetzcs sowie vorüber¬
gehende Erhöhung der Zuckersteucr.

333 . Eisenbahnbuchverordnung.
334 . Konzession für eine vollspurigc , mit elektrischer

Kraft zu betreibende Lokalbahn von Feldbach nach Bad
Gleichenberg.

335. Eigentumsvorbehalt an ausländischen Rohstoffen.
336 . Beitritt Portugals zum Pariser Unionsvcrtrag

zum Schutze des gewerblichen Eigentums.
337 . Ratifikation der Opinmkonvention durch Lettland.
338. Hinterlegung der Ratifikationsurkunde der Nieder¬

lande zum Uebcreinkommcn über die ' Entschädigung aus
Anlaß von Berufskrankheiten.

339 . Durchführung des Jugendgcrichtsgesetzes.
340 . Errichtung eines Jugendbezirksgerichtes in Graz.
341 . Vereinigung der Jugcndgerichtsbarkeit für die

Bezirksgcrichtssprcngel Linz und Urfahr.
342 . Vollstreckung von Freiheitsstrafen an Jugend¬

lichen in Besserungsanstalten.
343 . Notenwechsel mit Spanien betreffend Abänderung

des Handelsübercinkommcns.
344 Listen der Eisenbahnstrecken , auf die die inter¬

nationalen llebercinkommcn über den Eisenbahn -Personen-
und Gepäcksverkehr sowie über den Eisenbahn -Frachtverkehr
Anwendung finden.

345 . Eichamtlichc Behandlung des Meßgefäßes für
flüchtige Flüssigkeiten der Wiener Handelsgesellschaft in
Düsseldorf.

346 . Erteilung des im s 23 n der Ausgleichsordnung
vorgesehenen Vorrechtes an den Tiroler Kreditoren -Verein.

347 . Budgetprovisorium.
348. Nachtragskreditc zum Bundesfinanzgesetz für das

Jahr 1928 zur Erwerbung je eines Gesandtschaftsgebäudes
in Washington und in Rom.

349 . Verlängerung der Geltungsdauer der Pächter¬
schutzverordnung.

350 . Aufwertung von Renten nach dem Arbeiter -Unfall¬
versicherungsgesetz.

351 . Warcnumsatzsteuer -Phasenpauschalierung.

352. Durchführung der Warcnumsatzsteuerverordnung
im Einfuhrverkehre.

353. Errichtung ländlicher Fortbildungsschulen im
Lande Salzburg.

354. XXIII . Novelle zum Krankcnvcrsicherungsgesetz.
355. Heimatrechtsnovelle 1923.
356. Abänderung der Bestimmungen über die Alters¬

fürsorgerente und die Altersrente.
357. XXII . Novelle zum Arbcitslosenvcrsicherungs-

gesetz.
358. Sechste Abgabenteilungsnovelle.
359. Privat -Kraftwagenführcrgesetz.
360. Ergänzung der Bestimmungen der Gewerbeordnung

hinsichtlich der Erzeugung von Vaccinen , Seren und Bak-
tcrienpräparaten und der Schädlingstilgung mit giftigen
Gasen.

361. Regulativ der Spiritusstclle.
362. Giftvcrordnung.
363. Wirkungskreis der Polizeidircktion Wien als

Rauschgist -Zentralcvidenzstellc.
364 . Abänderung der Bestimmungen hinsichtlich der

Verkehrsbeschcänkungrn für Gifte.
365. Abänderung der Bestimmung von Lohnklassen süi

die Krankenversicherung der in einem Lehrverhältnis stell.» -
den Personen und der Hausgehilfcn.

366. Studicnsendcrvcrordnung.
1929.

1. Acnderung der Bezeichnung des Zollamtes Mörbisch.
2. Wicdervcrlautbarung des Eisenbahnkonzessions¬

gesetzes.
3. Beschränkt -öffentliche Eisenbahnen.
4. Hinterlegung der Ratifikationsurkunden Portugals

zu den Berner iicbcrcinkommcn über den Eiscnbahn -Per
sonen- und Gepäcksverkchr und über den Eiscnbahnfrachl
verkehr.

5. Durchführungsverordnung V/1 zur Eisenbahnvcr-
kehrsordnung.

6. Verlängerung der Verwcndungsdauer und Ver¬
legung der Umtauschfrist bezüglich der altartigen Frachtbriefe
für den inncröstcrrcichischen Eisenbahnverkehr.

8 . Landesgesetzblatt.
1928.

46. Sonntagsarbeit der Friseure am 11. November 1928.
47. Sonn - und Feiertagsruhe für Branntwcinschcnkcn.
48. Wcrtzuwachsabgabegesetz , Wiedervcrlautbarung.
49. Aufhebung des Verbotes , bei Ausübung der Feil¬

bietung von Waren Fuhrwerke und Hilfskräfte zu verwenden.
50. Aushebung des Gesetzes vom 21. September 1928

über die Straßenpolizei.
51. Ladenschluß im Handelsgewerbe.
52. Sonntagsarbcit ain 16. Dezember 1928.
53. Aufhebung der aus Anlaß der Schweinepest ver¬

fügten Maßnahmen . .
54. Marktstunden am Zentralviehmarkt für den 24. und

31. Dezember 1928.
55. Abänderung des Gesetzes über die Einhcbung einer

Abgabe vom Bierverbrauch.
56. Ermäßigung der Kraftwagenabgabe.
57. Bewertung der Sachbezüge für Zwecke der Kranken¬

versicherung.
58. Bewertung der Sachbezüge für Zwecke der Ange-

stelltenversichcrung.
59. Bewertung der Sachbezüge für Zwecke der Land¬

arbeiterversicherung.
60. Winterstandsgebühren für den Freudenauer Hafen.
61. Gebühren für Dampfkesselbescheinigungen.

1929.
1. Wiener Theatergesetz.
2. Durchführungsverordnung zum Wiener Theater-

gesetz.
3. Verordnung betreffend die Sperrstunde für die

unter das Theatcrgcsctz fallenden Veranstaltungen und die
Tage , an denen solche öffentliche Veranstaltungen unzulässig
sind.

4. Verwaltungsabgaben in Theater - und Kinoange-
lcgenheiten.

5. Verpflegsgcbühren in den öffentlichen Heil - und
Pflegeanstalten nach dem Stande vom 1. Jänner 1929.

6. Erhöhung der Verpflegsgcbühren.
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